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Biesenberger, Josef Stadtrat ab TOP 20 Vertretung für Frau      
Christiane Goldschmitt-Behmer 
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Die Sitzungsleiterin, Frau Erste Bürgermeisterin Obermayr, eröffnete die 34. Sitzung des 
Bau-, Werk- und Umweltausschusses und stellte fest, dass hierzu gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen form- und fristgerecht eingeladen wurde und das Gremium beschlussfähig ist 
(Art. 47 Abs. 2 GO). 
 
 

Tagesordnung 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der 26. öffentlichen Sitzung des Bau-, Werk- und 

Umweltausschusses vom 29.11.2016 nach § 25 Abs. 3 Satz 3 GeschO  
  
2. Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage auf dem Grund-

stück Fl.Nr. 713/3 der Gemarkung Grafing (Dobelweg 7)  
  
3. Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf dem Grundstück 

Fl.Nr. 245/5 der Gemarkung Straußdorf (Sonnblick 13)  
  
4. Bauantrag zum Neubau eines landwirtschaftlichen Nebengebäudes auf den Grund-

stücken Fl.Nrn. 598/0 und 601/0 der Gemarkung Nettelkofen (Brucker Straße 2, 2a 
und 2b)  

  
5. Bauantrag zur Erweiterung des Wohnhauses und Erneuerung der Garage auf dem 

Grundstück Fl.Nr. 282/56 der Gemarkung Öxing (Bgm.-Schlederer-Straße 25)  
  
6. Bauantrag zur Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit Tiefgarage (Haus 12) auf 

dem Grundstück Fl.Nr. 231/4 der Gemarkung Grafing (Lagerhausstraße 24)  
  
7. Bauantrag zum Umbau und zur Umnutzung des bestehenden Stallgebäudes zu einer 

Lackiererei, einer Werkstatt und einem Lagerraum auf dem Grundstück Fl.Nr. 534/0 
der Gemarkung Nettelkofen (Ebersberger Straße)  

  
8. Bauantrag zur Errichtung zusätzlicher Gärtanks nördlich, außerhalb des Gärkellers 

auf den Grundstücken Fl.Nrn. 133/0 und 282/0 der Gemarkung Öxing (Rotter Straße 
15)  

  
9. Bauantrag zum Neubau eines Wohnhauses für Wohnungslose, Asylsuchende und 

Sozialbedürftige als Ersatzbau des bestehenden Mehrfamilienhauses auf dem Grund-
stück Fl.Nr. 283/0 der Gemarkung Öxing (Kapellenstraße 6, 6a, 6b)  

  
10. Antrag auf Vorbescheid zum Neubau eines Wohngebäudes auf einer Teilfläche des 

Grundstücks Fl.Nr. 729/0 der Gemarkung Grafing (Schloßstraße 7)  
  
11. Antrag auf Vorbescheid zum Abriss und Neubau eines Gebäudeteils mit 2 Wohnein-

heiten und einer Doppelgarage auf dem Grundstück Fl.Nr. 326/1 der Gemarkung 
Öxing (Max-Wagenbauer-Straße 4, Adolf-Kolping-Straße 13); 
Ggf. Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplanes "Schönblick" für die 
Grundstücke Fl.Nrn. 326/1 und 325/1 der Gemarkung Öxing  

  
12. Tekturplan zum Neubau eines Mehrfamilienhauses und eines Scheunenersatzbaus 

mit Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 885/4 der Gemarkung Nettelkofen (Wiesham 
3b und 3c)  

  
13. Straßenverkehr;  

Antrag des CSU Ortsverbandes und der CSU Stadtratsfraktion bezüglich der Ände-
rung des § 45 Abs. 9 StVO  
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14. Straßen- und Wegerecht;  

Antrag des Werbering Grafing e.V. auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für 
die Jahre 2017 bis 2019  

  
15. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Dritte Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Grafing-Schammach" zum 
Ausschluss von Anlagen für soziale Zwecke mit wohnähnlicher Nutzung; 
Planoffenlegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) und Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB); 
Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen und Satzungsbeschluss (§ 10 BauGB)  

  
16. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Erlass einer Entwicklungs- und Einbeziehungssatzung für die Siedlung "Neudichau"; 
Rücknahme des Antrags zur Einbeziehung der westlichen Teilflächen des Grund-
stücks Fl.Nr. 1393 der Gemarkung Straußdorf; 
Änderung des Satzungsentwurfes und des Auslegungsbeschlusses  

  
17. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

Antrag vom 19.06.2017 auf Erlass einer Klarstellungs- und Einbeziehungssatzung (§ 
34 Abs. 4 Nrn. 1, 3 BauGB) für die Grundstücke Fl.Nrn. 772 und 772/1 der Gemar-
kung Straußdorf  (an der Attelstraße)  

  
18. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Antrag vom 26.06.2017 zur Aufstellung eines (qualifizierten) Bebauungsplanes (§ 30 
Abs. 1 BauGB) für die südliche Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 306 der Gemarkung 
Grafing (an der Gustl-Waldau-Straße)  

  
19. Straßenbau und Verkehrsplanung; 

Errichtung eines Geh- / Radweges mit Querungshilfe (Mittelinsel) am südlichen Orts-
eingang von Straußdorf an der Staatsstraße St 2080  

  
20. Stadtwerke Grafing; 

Zwischenbericht für das 1. Halbjahr 2017  
  
21. Informationen  
  
22. Anfragen gemäß § 30 der Geschäftsordnung  
  
 
 
 
TOP 1 
Genehmigung der Niederschrift der 26. öffentlichen Sitzung des Bau-, Werk- und Umwelt-
ausschusses vom 29.11.2016 nach § 25 Abs. 3 Satz 3 GeschO 

 
Das Protokoll der 26. öffentlichen Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 
29.11.2016 wurde am 28.06.2017 in das Gremieninfo eingestellt. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 10  Nein: 0   
 
Vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss wurde die Niederschrift der 26. öffentlichen 
Sitzung vom 29.11.2016 genehmigt. 
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Anwesend 11 
Das Ausschussmitglied Herr Dr. Karl-Heinz Fröhlich ist erschienen. 
 
  

 
 
TOP 2 
Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 713/3 der Gemarkung Grafing (Dobelweg 7) 

 
Die Antragsunterlagen wurden vom Verwaltungsvertreter vorgestellt und erklärt. Beantragt 
wird ein Einfamilienhaus mit Doppelgarage mit den Außenmaßen 16 x 8 m und einem erd-
geschossigen Anbau von 4,30 m im Nordwesten.  
 
Das Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich und beurteilt sich nach § 34 BauGB. Die 
östlich, südlich und westlich gelegenen Flächen liegen jeweils im Geltungsbereich von Be-
bauungsplªnen (Baulinienplan ĂAm Dobelñ bzw. ĂAm Dobel-Ostñ). Das Baugrundst¿ck Fl.Nr. 
713/3 liegt im südlichen Teil im Geltungsbereich des (einfachen) Bebauungsplanes ĂAm Do-
belñ, nicht aber der jetzt zur Bebauung vorgesehene Grundst¿cksteil.  
 
Die Eigenart der Umgebungsbebauung entspricht einem Allgemeinen Wohngebiet. Dort ist 
das beantragte Wohnhaus gemäß § 34 Abs. 2 BauGB i.V.m § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allge-
mein zulässig.  
 
Die Wandhöhe beträgt 6,20 m. Bei einem Neigungswinkel des Satteldaches von 30° erreicht 
das Gebäude eine Firsthöhe von 8,56 m. Die nähere Umgebungsbebauung (Dobelweg 10, 
12) weist entsprechende Wand- und Firsthöhen auf. Der 4-geschossigen Wohnanlage auf 
dem östlichen Nachbargrundstück kommt trotz der unmittelbaren Nähe keine Prägungswir-
kung zu, da hier eine auffällige städtebauliche Zäsur besteht: nur die erste Baureihe entlang 
der Schloßstraße weist diese Geschosszahl und Bauhöhe auf ï die ab der zweiten Baureihe 
folgende Bebauung ist durchgehend 2-geschossig mit deutlich niedrigeren Bauhöhen. 
 
Auch hinsichtlich der absoluten Grundfläche und der Gebäudegrundmaße (Länge) wird der 
Einfügungsrahmen der näheren Umgebung (zu beseitigender Baubestand und Dobelweg 11, 
11a) nicht überschritten.  
 
Plangemäße Erschließung 
Die o.g. Bebauungspläne setzen eine direkte Verbindungsstraße zwischen dem Dobelweg 
und der Schloßstraße fest. Grundsätzlich ist hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen Er-
schließung von der Planmäßigkeit auszugehen, also der Übereinstimmung mit der von Be-
bauungsplänen festgesetzten Erschließung. Bei der Teilbebauung eines größeren Grund-
stücks ist aber der Planungswille maßgeblich. Hier ist nicht zu erkennen, dass die Bebau-
ungspläne hier eine Erschließung des zur Bebauung vorgesehenen Grundstücksteils zum 
Dobelweg ausschließen und über die neu anzulegende Straße regeln wollen. Vielmehr 
spricht der Planinhalt dafür, dass diese Verbindungsstraße nur den unmittelbar angrenzen-
den Teilflächen der Fl.Nr. 713/3 eine Erschließung vermitteln soll.  
Selbst wenn man hier eine andere Ansicht vertritt, sieht aber die Rechtsprechung für den 
unbeplanten Innenbereich eine Ausnahme vor, wenn es um die Bebauung bereits erschlos-
sener Grundstücke geht, die Erschließung ausreichend ist und der plangemäßen Erschlie-
ßung nicht im Wege steht (BayVGH 18.07.1995). Diese Fallgestaltung ist hier gegeben.  
 
Die Grundabtretung bzw. Errichtung der durch Bebauungsplan festgesetzten Straßenfläche 
für eine Verbindungsstraße zur Schloßstraße, die in etwa in der Mitte des Grundstücks 
durchläuft, ist für die Zulässigkeit des Vorhabens somit nicht erforderlich.  
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Hinweis: 
Für das Einfamilienhaus entsteht ein Stellplatzbedarf von 2 Stellplätzen, die in der Doppelga-
rage nachgewiesen werden. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 11  Nein: 0   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses 
mit Doppelgarage auf dem Grundstück Fl.Nr. 713/3 der Gemarkung Grafing, Dobelweg 
7, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
 

Anwesend 11 
Das Ausschussmitglied Herr Dr. Ernst Böhm ist erschienen. 
 
  

 
 
TOP 3 
Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 
245/5 der Gemarkung Straußdorf (Sonnblick 13) 

 
Vom Vertreter der Verwaltung wurde der Bauantrag vorgestellt und erläutert. Beantragt ist 
die Errichtung eines 12 x 14 m großen Einfamilienhauses mit 2 Vollgeschossen nach Besei-
tigung der Bestandsbebauung.  
 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des ¿bergeleiteten Baulinienplanes ĂStrauÇdorfñ. Die 
Zulässigkeit des Vorhabens beurteilt sich nach den dortigen Festsetzungen (einfacher Be-
bauungsplan ï § 30 Abs. 3 BauGB) und im Übrigen nach dem Einfügungsgebot (§ 34 
BauGB).  
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes beschränken sich auf die Bestimmung der über-
baubaren Grundstücksflächen. Die ergänzenden bauplanungsrechtlichen Regelungen durch 
die Gemeindeverordnung vom 19.05.1961, etwa zur Bauhöhe (3,50 m) und zur Geschoss-
zahl ist durch Ablauf der auf 20 Jahre befristeten Geltungsdauer von Verordnungen (vgl. § 8 
der Gemeindeverordnung) mittlerweile außer Kraft getreten. Diese Verordnung war ï da vor 
dem 29.06.1061 erlassen ï zwar von der Überleitungsregelung des § 173 Abs. 3 BBauG 
erfasst. Eine Entfristung bewirkt die Überleitung jedoch nicht (BayVGH 29.05.2009).  
 
Überbaubare Grundstücksflächen 

Der Bebauungsplan setzt einen Bauraum von 15 m Tiefe bei einem östlichen Grenzabstand 
von 5 m und einem südlichen Grenzabstand von 9 m fest. Das vorgesehene Gebäude befin-
det sich vollständig innerhalb der festgesetzten Baufläche.  
 
Dass die Terrasse außerhalb des Bauraumes liegt, widerspricht den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes nicht. Ausweislich der Regelung in § 1 der Gemeindeverordnung 1961 ist der 
Baulinienplan nur für die Stellung von Haupt- und Nebengebäuden bindend.  
 
Dachform und Dachgestaltung  

Zum übergeleiteten (§ 173 BBauG 1960) Baulinienplan ĂStrauÇdorfñ hat die damalige Ge-
meinde Straußdorf am 19.05.1961 Ortsvorschriften über die Baugestaltung erlassen. Die 
Gemeindeverordnung trifft baugestalterische Regelungen für die Dachform und Dachgestal-
tung. Danach ist ein Satteldach mit flacher Dachneigung (15ï23°) festgesetzt.  
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Gleichlautende Festsetzungen beinhaltet auch der Bebauungsplan. Von der Überleitungsre-
gelung des § 173 BBauG 1960 waren nur Vorschriften im Sinne des § 9 BBauG erfasst. Für 
bauordnungsrechtliche Regelungen galt die Überleitungsregelung des § 109 Abs. 3 BayBO 
1962 ebenfalls nur im Rahmen der Befristung (Art. 77 Abs. 1 LStVG 1957). Auch diese Vor-
schriften sind durch Ablauf der Geltungsdauer mittlerweile außer Kraft getreten.  
 
Außerdem wäre diese Regelung durch mittlerweile geltende Dachgestaltungssatzung (als 
jüngere Vorschrift) ersetzt. Danach sind Satteldächer mit einer Dachneigung von 22ï30° 
zulässig. Das Hauptgebäude mit der Dachneigung von 22 Grad entspricht der Ortsvorschrift.  
Für die Garage ist ein Flachdach vorgesehen. Hier kann der beantragten Abweichung von 
den Festsetzungen gem. § 3 der Dachgestaltungssatzung zugestimmt werden. 
 
Maß der baulichen Nutzung 

Die Umgebungsbebauung ist, bedingt durch die Hanglage und das bewegte Gelände, durch 
relativ niedrige Wandhöhen geprägt. Wandhöhen von bis zu 6,50 m sind nur geländebedingt 
an den Talseiten der Gebäude anzutreffen. Die Regelwandhöhe in der näheren Umge-
bungsbebauung liegt bei etwa 5 m (Anmerkung: die Ortsvorschrift vom 19.05.1961 sah eine 
maximale Wandhöhe von 3,50 m vor). 
 
Das Gebäude ist mit bergseitigen Wandhöhen von 4,75 m und talseitigen Wandhöhen zwi-
schen 5,74 m und 6,23 m geplant, die den o.g. Umgebungsrahmen einhalten.  
 
Auch hinsichtlich der absoluten Grundfläche und den verbleibenden Freiflächen im Verhält-
nis zur Umgebungsbebauung entspricht das Vorhaben dem Einfügungsgebot. 
 
Hinweis: 
Mit der Garage und den Stauraumstellplatz wird der Stellplatzbedarf für das Einfamilienhaus 
nachgewiesen.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienhauses mit 
Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 245/5 der Gemarkung Straußdorf, Sonnblick 13, das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 

 
  

 
 
TOP 4 
Bauantrag zum Neubau eines landwirtschaftlichen Nebengebäudes auf den Grundstücken 
Fl.Nrn. 598/0 und 601/0 der Gemarkung Nettelkofen (Brucker Straße 2, 2a und 2b) 

 
Der Bauantrag wurde vom Vertreter der Verwaltung vorgestellt. Beantragt wird die Errichtung 
eines landwirtschaftlichen Nebengebäudes mit den Außenmaßen 15 x 23,85 m und einer 
Wandhöhe von 5,25 m nordöstlich des bestehenden Hofgebäudes. Die konkrete Nutzung ist 
beantragt als Werkstatt, Lager für Hackschnitzel und Scheitholzaufarbeitung sowie als Un-
terstelle für landwirtschaftliche Maschinen und als Bergehalle.  
 
Das Vorhaben liegt im planungsrechtlichen Außenbereich. Die Zulässigkeit beurteilt sich 
nach § 35 BauGB. Der Geltungsbereich des ebenfalls für das Baugrundstück geltenden ein-
fachen Bebauungsplanes ĂSchammach ï Brucker StraÇeñ reicht nicht bis zum geplanten 
Standort und ist insoweit nicht rechtsbeachtlich. 
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Das Vorhaben ist ï soweit das aufgrund der Kenntnisse der betrieblichen Verhältnisse von 
der Stadt Grafing b.M. beurteilt werden kann ï nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgrund sei-
ner land-/forstwirtschaftlichen Betriebsfunktion privilegiert. Der jetzt im Schwerpunkt auf die 
Forstwirtschaft umgestellte Betrieb wird zwar nicht mehr im Vollerwerb geführt. Die Größe 
der eigenen Betriebsflächen (nach Kenntnisstand ca. 50 Hektar Waldfläche), die Sachkunde 
des Betriebsleiters und die Ausübung innerhalb eines seit Generationen geführten Betriebes 
belegen jedoch die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit der Betriebsführung. Damit sind die 
Privilegierungsanforderungen im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB für ein Vorhaben der 
beantragten Art und dessen Umfang gegeben.  
 
Gleiches gilt für den konkreten Standort, der die erkennbare Zuordnung zur Hofstelle sicher-
stellt und bisher schon bauakzessorisch (Lager und Bewegungsfläche) durch den Betrieb 
genutzte Flächen beansprucht.  
 
Sonstige öffentliche Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen. So liegt das Vorhaben 
auch weit außerhalb des Bau- und Aufstaubereichs des nördlich an der Urtel geplanten Re-
genrückhaltebeckens. Auch umliegende Biotopflächen werden nicht berührt. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 11  Nein: 0  Persönlich beteiligt: 1   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zum Neubau eines landwirtschaftlichen 
Nebengebäudes auf den Grundstücken Fl.Nrn. 598/0 und 601/0 der Gemarkung Nettel-
kofen, Brucker Straße 2, 2a und 2b, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
Herr Christian Einhellig, Ausschussmitglied, hat gemäß Art. 49 Abs. 1 Satz 1 GO als 
Planfertiger an der Beratung und Abstimmung nicht mitgewirkt. 
 
  

 
 
TOP 5 
Bauantrag zur Erweiterung des Wohnhauses und Erneuerung der Garage auf dem Grund-
stück Fl.Nr. 282/56 der Gemarkung Öxing (Bgm.-Schlederer-Straße 25) 

 
Vom Verwaltungsvertreter wurden die Antragsunterlagen vorgestellt. Beantragt sind der An-
bau eines Wohnraumes (erdgeschossig mit Dachterrasse) und der Neubau der Grenzgarage 
zur Südgrenze im Wege der Erneuerung.  
 
Das Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich und beurteilt sich nach § 34 BauGB. Es 
entspricht dabei dem Einfügungsbot, insbesondere in Bezug auf das Einfügungsmerkmal der 
Bauweise hinsichtlich der beantragten Grenzbebauung (Nordgrenze) zum Grundstück Fl.Nr. 
282/57.  
In der Umgebung besteht die offene Bauweise, bebaut mit Doppelhäusern. Diese Bebau-
ungsform ist gekennzeichnet durch den wechselseitigen Verzicht auf die Abstandsflächen an 
der gemeinsamen Grundstücksgrenze. Ein seitlicher Versatz der Gebäude an der Grenze ist 
hier zulässig, soweit er wechselseitig verträglich und in aufeinander abgestimmter Weise 
erfolgt. Das gilt bei einem Grenzversatz, soweit dieser nicht mehr als die Hälfte der Grenz-
wandlänge ausmacht.  Allein schon wegen des auf dem Nachbargrundstück bereits beste-
henden einseitigen Grenzanbaus, an den beinahe deckungsgleich angebaut wird, wird die-
sen Anforderungen fraglos entsprochen. Das gilt in gleicher Weise für die Dachterrasse. 
 
 
 



34. Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 27.07.2017 - öffentlich - Seite 8 von 50 
 
Auch die an den Anbau anschließende aufgeständerte Terrasse (als Teil des Hauptgebäu-
des; vgl. BayVGH 05.01.2016) ist ebenfalls noch als verträglich anzusehen und wirkt nicht 
rücksichtlos. In Betracht zu nehmen ist hier nur der freistehende Gebäudeteil mit nur knapp 
2,50 m. Dieser bleibt weit hinter dem Hälftemaß zurück.   
Mit dieser aufgeständerten Terrasse wird auch die Tiefe der hinteren Baugrenze überschrit-
ten. Da es sich aber um ein unwesentliches Gebäudeteil handelt (Bodenabstand nur 0,50 
m), widerspricht es dem Einfügungsgebot nicht.  
 
Durch den Anbau, der lediglich der Wohnraumerweiterung dient ï entsteht kein zusätzlicher 
Stellplatzbedarf. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zur Erweiterung des Wohnhauses und Er-
neuerung der Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 282/56 der Gemarkung Öxing, Bgm.-
Schlederer-Straße 25, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
  

 
 
TOP 6 
Bauantrag zur Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit Tiefgarage (Haus 12) auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 231/4 der Gemarkung Grafing (Lagerhausstraße 24) 

 
Vom Vertreter der Verwaltung wurden die Antragsunterlagen vorgestellt. Beantragt ist die 
Baugenehmigung für ein Wohnhaus mit 13 Wohneinheiten und den Grundmaßen 34 x 13 m 
bei 3 Vollgeschossen (das dritte Geschoss als Dachterrassengeschoss) und einer Wandhö-
he von 8,90 m sowie einer Firsthöhe von 9 m.  
 
Anmerkung: Das Haus ist in seiner Geschoss- und Höhenentwicklung weitestgehend 
identisch mit den Gebäuden Lagerhausstraße 16/18.  

 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des am 20.01.2017 in Kraft getretenen qualifizierten 
Bebauungsplanes ĂBayWa-Gelände zwischen der Lagerhausstraße und der Münchener 
StraÇeñ. Die Vorhabenszulªssigkeit beurteilt sich abschlieÇend nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes (§ 30 Abs. 1 BauGB). 
 
Die Art der baulichen Nutzung ist als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Das beantragte 
Wohnhaus ist dort gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässig. Aufgrund der zwi-
schenzeitlichen Aufgabe der Vornutzung (Baustoffhandel) auf dem gesamten Gelände be-
stehen auch keine weiteren Rücksichtnahmepflichten (§ 15 BauNVO).  
 
Das Vorhaben liegt vollständig innerhalb der festgesetzten Baufläche. Abweichungen beste-
hen für Teile der Tiefgarage bzw. Kellerräume, die im Norden die Baugrenze um 1,50 m 
überschreiten. Bedingt durch das notwendige Gefälle und den notwendigen Radius der TG-
Rampe muss auch die südliche TG-Baugrenze geringfügig um ca. 0,45 m überschritten wer-
den. Da es sich dabei ausschließlich um unterirdische Bauteile handelt, ist die Befreiung 
städtebaulich vertretbar.  
 
Für Balkone sieht der Bebauungsplan (§ 2 Abs. 1) einen Ausnahmevorbehalt für die Über-
schreitung der Baugrenze vor, wenn diese nicht mehr als 1,50 m von der Außenwand vor-
kragen und in der Summe 2/3 der Gebäudebreite nicht überschreiten. Die max. Tiefe von 
1,50 m ist für die Mittelbalkone beachtet; maßgeblich für die Tiefe ist die seitliche Außen-
wand, die durch die Loggia nur unterbrochen ist. Hier wird die Ausnahme erteilt.  
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Bei den Eckbalkonen ist aber die seitliche Außenwand um 0,50 m zurückversetzt und es 
entsteht eine Balkontiefe von 2 m. Im Interesse eines einheitlichen Fassadenbildes (mit einer 
durchgehenden Balkontiefe) kann der dann notwendigen Befreiung von § 2 Abs. 1 und § 6 
Abs. 3 des Bebauungsplanes zugestimmt werden.  
 
Mit einer GRZ von 0,46 wird die zulässige Grundflächenzahl (0,5) eingehalten. Hier wurden 
die Terrassenflächen vollständig eingerechnet.  
 
Die Grundfläche der Anrechnungsanlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO beträgt 0,29 und über-
schreitet damit die zulässige GRZ (0.5) um mehr als 50 v.H. Da aber die Kappungsgrenze 
von 0,8 eingehalten wird (0,76), ist die Gesamtversiegelung städtebaulich noch verträglich 
und es kann die notwendige Befreiung erteilt werden.  
 
Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ 1,2) wird mit einer GFZ von 1,12 eingehalten.  
 
Das Gebäude wird mit einer Dachneigung von 5,4 Grad beantragt; festgesetzt sind im Be-
bauungsplan für diesen Bauraum 10ï14 Grad. Hier handelt es sich bei der Festsetzung um 
ein Redaktionsversehen (die im Verfahren beschlossenen Änderungen wurden nicht in den 
ausgefertigten Bebauungsplan mit übernommen). Ausweislich der Niederschriften über die 
Planabwägung sollte eine Dachneigung von 5ï14 Grad festgesetzt werden. Die Abweichung 
zur tatsächlich festgesetzten Mindestdachneigung ist damit städtebaulich vertretbar. Die Be-
freiung wird erteilt.  
 
Die Dacheindeckung ist als Blechdach vorgesehen. Die Farbe des Blechdachs ist entspre-
chend den Festsetzungen in hellgrau oder kupferfarben zu wählen.  
 
Die oberirdischen (Besucher)Stellplätze liegen innerhalb des festgesetzten Bauraums und 
sind damit zulässig.  
 
Das natürliche Gelände und damit auch die geplante Erschließungsstraße fallen nach Osten 
leicht ab. Die Höhenlage (OK Kellerrohdecke) des Gebäudes darf hier im Mittel des Gebäu-
des nicht mehr als 10 cm über den künftigen Fahrbahnrand liegen (C § 3 Abs. 4). Nach dem 
bereits vorliegenden Erschließungsplan liegt im Mittel der Fahrbahnrand bei 522,74 müNN. 
Dort liegt die OK-Rohdecke mit 520,72 müNN sogar 10 cm unterhalb der zulässigen max. 
Höhenlage. 
 
Diese Höhenlage (OK-Rohdecke) ist unteres Bezugsmaß für die Bauhöhen, die mit 8,90 m 
(Wand) und 9,90 m (First) die zulässige Maximalhöhe einhalten.  
 
Eine Abweichung wird für den Verzicht auf die bauordnungsrechtlich notwendigen Spielplät-
ze (Art. 7 Abs. 2 BayBO) und die Verlegung des Spielplatzes auf die festgesetzte öffentliche 
Grünfläche beantragt.  
Die entsprechende Abweichung bedarf nicht der gemeindlichen Zustimmung. Durch den na-
heliegenden öffentlichen Kinderspielplatz an der Bahnhofstraße (Max & Moritz Spielplatz) 
liegt nach Ansicht der Stadt ein ausreichend großer öffentlicher Spielplatz in erreichbarer 
Nähe, der die beantragte Abweichung rechtfertigen kann. Auch die Zweckbestimmung der 
öffentlichen Grünfläche im Plangebiet ist als Spielfläche festgesetzt. Hier wird eine Grünflä-
che entstehen, die zu Aufenthalts- und Spielzwecken genutzt werden kann. Kleinkinderspiel-
geräte sind dort jedoch nicht vorgesehen.  
 
Erschließung:  
Für das Plangebiet wurde ein Erschließungsvertrag mit dem Bauherrn abgeschlossen. Die 
gesicherte Erschließung kann unter der Maßgabe bestätigt werden, dass die Erschließungs-
anlagen bis zur Nutzungsaufnahme des Gebäudes fertiggestellt sein müssen. 
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Besonderheiten bestehen aber für das gegenständliche Grundstück, das derzeit noch mit 
einer 20-KV-Freileitung überspannt ist. Diese kann ï so auch die Regelung im Erschlie-
ßungsvertrag ï erst nach Herstellung eines Erdkabels zurückgebaut werden. Da der techni-
sche Sicherheitsabstand von 10 m zur Freileitung nicht eingehalten ist, darf erst nach der 
Kabelverlegung (Erdkabel) mit dem Bau des Vorhabens begonnen werden. Ansonsten ist die 
Erschließung des Baugebietes nicht gesichert. 
 
Stellplatzbedarf: 
12 Wohneinheiten unter 100 m² (1,5 Stpl./Whg.) 18,00 Stpl. davon  1,8 Bes.Stpl. 
1 Wohneinheit über 100 m² (2,0 Stpl./Whg.)   2,00 Stpl. davon  0,2 Bes.Stpl. 
Summe 20,00 Stpl. davon 2,0 Besucher 

 
Für das Vorhaben werden 18 Stellplätze in der Tiefgarage sowie 2 oberirdische Besucher-
stellplätze nachgewiesen, die jedoch teilweise auf dem benachbarten Drittgrundstück liegen. 
Diese Stellplätze sind zu Gunsten des Baugrundstücks und zu Gunsten des Freistaats Bay-
ern zu sichern. 
 
Für das Vorhaben mit einer Wohnfläche von 985,62 m² sind 1 FStpl./40 m², somit 24,57, ge-
rundet 25 Fahrradabstellplätze notwendig. Diese werden über 21 oberirdische und 4 FStpl. in 
der Tiefgarage nachgewiesen.  
Die Stellplatzfläche für die oberirdischen Fahrradstellplätze entspricht nicht der Stellplatzsat-
zung der Stadt Grafing (1 FStpl./1,5 m²). Soweit der Nachweis aber über raumsparende 
Parksysteme erbracht werden soll, kann eine Befreiung von der Flächenfestsetzung der Sat-
zung erteilt werden. Ein Befreiungsantrag ist noch nachzureichen, das Parksystem ist zu 
benennen.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zur Errichtung eines Mehrfamilienhauses 
mit Tiefgarage (Haus 12) auf dem Grundstück Fl.Nr. 231/4 der Gemarkung Grafing, La-
gerhausstraße 24, das gemeindliche Einvernehmen unter folgenden Einschränkungen 
zu erteilen: 

¶ Angaben über die Dachfarbe fehlen; zulässig ist nur eine hellgraue oder kupferfar-
bene Blechbedachung. 

¶ Es fehlen Angaben über die schalldämmende Ausführung der TG-Zufahrt. Die Fest-
setzungen C § 10.2 Abs. 2 und 3 des Bebauungsplanes sind zu beachten. 

¶ Die entlang der Erschließungsstraße vorgesehenen Bäume sind unmittelbar an den 
Grundstücksrand zu verschieben, um deren dauerhafte Akzeptanz zu verbessern. 

¶ Die befestigten Wegeflächen sind mit wasserdurchlässigem Belag zu gestalten (C § 
4 Abs. 7). 

¶ Der technische Sicherheitsabstand von 10 m zur Freileitung im Süden des Bau-
grundstücks ist nicht eingehalten. Voraussetzung für die gesicherte Erschließung 
ist, dass vor Baubeginn die Verlegung der 20-KV-Stromleitung als Erdkabel durch-
geführt wird. 

 
  

 
 
TOP 7 
Bauantrag zum Umbau und zur Umnutzung des bestehenden Stallgebäudes zu einer Lackie-
rerei, einer Werkstatt und einem Lagerraum auf dem Grundstück Fl.Nr. 534/0 der Gemar-
kung Nettelkofen (Ebersberger Straße) 

 
Vom Verwaltungsvertreter wurde der Bauantrag vorgestellt und erläutert.  
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Das mit Baugenehmigung vom 07.02.2002, Az.: B-2001-494, in zulässiger Weise errichtete 
Stallgebäude soll zu gewerblichen Zwecken umgenutzt werden. Dort sollen künftig eine La-
ckiererei, eine Autowerkstatt sowie gewerbliche Lagerflächen betrieben werden. 
 
Das Vorhaben liegt im planungsrechtlichen Außenbereich. Mangels Privilegierung handelt es 
sich um ein sonstiges Außenbereichsvorhaben (§ 35 Abs. 2 BauGB), das bei Beachtung der 
Anforderungen des § 35 Abs. 4 Nr. 1 BauGB erleichterten Zulässigkeitsanforderungen unter-
liegt. Danach ist die erstmalige Umnutzung vormals landwirtschaftlich genutzter Gebäude 
dahingehend begünstigt, als die regelmäßig beeinträchtigten öffentlichen Belange (Flächen-
nutzungsplan, Eigenart der Landschaft, Zersiedelung).  
 
Die maßgeblichen Tatbestandsvoraussetzungen für die erleichterte Zulassung liegen vor, 
insbesondere  

- dient das Vorhaben einer zweckmäßigen Verwendung eines erhaltenswerten Gebäudes,  

- wurde vor mehr als 7 Jahren zulässigerweise errichtet, 

- liegt im räumlichen Zusammenhang der Hofstelle und,  

- wird in der äußeren Gebäudegestalt nicht wesentlich verändert; die Schließung der bisher 
offenen Fassadenteile (Offenstall) bewirkt nach Einschätzung der Stadt Grafing keine we-
sentliche Änderung, wenn in gleichartiger Weise wie die übrigen Fassaden mit Holzver-
schalung erfolgt.  

 
Die Gebäudeumnutzung ist auch außenbereichsverträglich. Sonstige öffentliche Belange 
werden nicht beeinträchtigt. So führt der vom Vorhaben ausgelöste Verkehr nicht zu unzu-
mutbaren Umwelteinwirkungen, da er über die angrenzende Staatsstraße St 2351 abgewi-
ckelt wird. Der dem Vorhaben zuzurechnende Verkehr kann dort gemäß Nr. 7.8 TA-Lärm 
unberücksichtigt bleiben.  
 
Hinsichtlich der sonstigen gewerblichen Emissionen lassen die Antragsunterlagen keine ab-
schließende Beurteilung zu. So liegt die nächste schutzwürdige Wohnbebauung in Grafing-
Bahnhof nur in einem Abstand von ca. 80 m. Die Arbeiten der Lackiererei und der Autowerk-
statt bzw. auch der Stapler- und Lieferverkehr des Lagerraums, jedenfalls wenn sie im Ge-
bäude bei geöffneten Fenstern/Toren oder ggf. sogar im Freien stattfinden, können hier zu 
Überschreitungen der maßgeblichen Immissionsrichtwerte (TA-Lärm) führen. Für den Lager-
betrieb (Lagerhaltung für palettierte Kunststoffprodukte) liegen auch noch keine Angaben 
vor, ob und in welchem Umfang dort LKW-Verkehr zu erwarten ist. 
 
Vom Begünstigungstatbestand erfasst ist nur die Nutzungsänderung von Gebäuden. Die mit 
dem Vorhaben einhergehenden baulichen Anlagen außerhalb des Gebäudes, hier die Errich-
tung von Stellplätzen, beurteilt sich nach § 35 Abs. 2 BauGB. Öffentliche Belange werden 
hier nicht beeinträchtigt, da es sich um bereits bauakzessorisch genutzte Flächen (Hofflä-
chen) handelt.  
 
Voraussetzung ist aber im Hinblick auf die Auswirkungen gegenüber der natürlichen Art der 
Landschaft, dass die Stellplätze angemessen eingegrünt werden. Das verlangt im Übrigen 
auch die örtliche Stellplatzsatzung (§ 4 Abs. 4 StplS). 
 
Vorsorglich wird auch darauf hingewiesen, dass die Errichtung oder Anbringung von Werbe-
anlagen nur in eingeschränktem Umfang möglich ist, um das äußere Erscheinungsbild des 
Gebäudes nicht wesentlich zu verändern. Hierauf sollte bereits in der Baugenehmigung hin-
gewiesen werden.  
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Hinweis: 
Zufahrten außerhalb des Erschließungsbereiches zu Staatsstraßen (St 23512) bedürfen ge-
mäß Art. 19 BayStrWG der Sondernutzungserlaubnis. Das kann bei bestehenden Zufahrten 
(seit alters her) auch im Falle von Funktionsänderungen gelten (vgl. auch Nr. 12 der Neben-
bestimmungen zur straßenrechtlichen Erlaubnis vom 10.10.2001). Gleiches gilt auch für die 
in Aussicht stehende Abstufung zur Gemeindeverbindungsstraße.  
Hier sollte durch entsprechende bauliche Maßnahmen zwischen dem Straßengrundstück 
und den Stellplätzen (Grünstreifen mit Hochbord) sichergestellt werden, dass die unmittelbar 
an der Straße angeordneten Stellplätze nicht direkt über die Staatsstraße ein- oder ausge-
fahren werden können.  
 
Das Vorhaben befindet sich in der Anbauverbotszone der Staatsstraße (Art. 23 BayStrWG). 
 
Für die Umnutzung entsteht folgender Stellplatzbedarf: 
Lackiererei 1 Stpl. je 70 m² Nutzfl. bzw. je 3 Beschäftigte (lt. Angabe 5 Beschäftigte)  
 348,32 m² 4,98 Stpl. 
Autowerkstatt 5 Stpl. je Reparaturstand 
 1 Reparaturstand (Hebebühne) 5,00 Stpl. 
Lagerraum  1 Stpl./100 m² Nutzfläche 
 478,76 m² 4,79 Stpl. 
 
Es sind (gerundet) 15 Stellplätze nachzuweisen. 
Es sind 2,48 ï somit 3 Fahrradstellplätze ï nachzuweisen. 
 
Ein Ausschussmitglied sprach sich gegen eine Umnutzung des landwirtschaftlichen Gebäu-
deteils zu einer Lackiererei aus. Entgegen der Verwaltungsmeinung handelt es sich bei einer 
Lackiererei mehr um ein außenbereichsverträgliches Vorhaben. Die erhöhten Emissionen 
(Gerüche, Schadstoffausschüttung) schließen Nutzungsänderungen für diesen Zweck aus.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 10  Nein: 2   
 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss mit allen gegen 2 Stimmen, dem Bauantrag zum Umbau und zur Um-
nutzung des bestehenden Stallgebäudes zu einer Lackiererei, einer Werkstatt und ei-
nem Lagerraum auf dem Grundstück Fl.Nr. 534/0 der Gemarkung Nettelkofen, Ebers-
berger Straße, das gemeindliche Einvernehmen unter folgenden Maßgaben zu erteilen: 

¶ Durch Regelung entsprechender Betriebszeiten und Festlegung von Lärmgrenzwer-
ten in der Baugenehmigung ist sicherzustellen, dass keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung auftreten. 

¶ Die Verpflichtung gem. § 35 Abs. 4 Nr. 1 g BauGB ist zu erklären. 

¶ Die geplanten Stellplätze sind durch Bepflanzung gegenüber der freien Landschaft 
abzuschirmen. 

 
  

 
 
TOP 8 
Bauantrag zur Errichtung zusätzlicher Gärtanks nördlich, außerhalb des Gärkellers auf den 
Grundstücken Fl.Nrn. 133/0 und 282/0 der Gemarkung Öxing (Rotter Straße 15) 

 
Die Planunterlagen wurden vom Verwaltungsvertreter vorgestellt und erklärt. Beantragt wird 
die Errichtung von 5 zusätzlichen freistehenden Gärtanks nördlich des Gärkellers mit einer 
Höhe von bis zu 10,40 m und einem Wartungssteg mit Stahlgeländer. 
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Die Tanks haben jeweils ein Fassungsvermögen von mehr als 50 m³ bzw. sind durch den 
Steg baulich miteinander verbunden und damit nicht mehr gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 6 c 
BayBO genehmigungsfrei. Für die als Bestand dargestellten 6 Gärtanks liegen der Stadt kei-
ne Genehmigungsunterlagen vor; aufgrund der offenbar bestehenden baulichen Verbindung 
dürfte es sich auch dort um genehmigungsbedürftige Vorhaben handeln.  
 
Vorausgesetzt wird weiter, dass die beantragten Vorhaben nicht zu einer Kapazitätserweite-
rung der Brauerei auf täglich über 200 Hektoliter (Vierteljahresdurchschnittswert) führt und 
dann der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterfallen würde (4. BImschV, 
Nr. 7.27.2).  
 
Für den weitläufigen Bereich des Brauereigeländes der Fa. Wildbräu an der Rotter Straße 
besteht kein Bebauungsplan. Das Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich, womit sich 
die Zulässigkeit des Vorhabens nach § 34 BauGB beurteilt.  
 
Die Umgebungsbebauung wird durch den großflächigen Brauereibetrieb selbst geprägt und 
entspricht einem (faktischen) Gewerbegebiet. Die geplanten Gärbehälter dienen dem beste-
henden Brauereibetrieb und sind damit hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung gemäß § 
34 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässig (Gebietsverträglich-
keit).  
 
Zusätzlich ist aber zu gewährleisten, dass durch das Vorhaben keine unzumutbaren Störun-
gen und Belästigungen ausgehen (§ 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO; Umgebungsverträglichkeit). 
Eine entsprechende Beurteilung wird durch die Untere Immissionsschutzbehörde vorge-
nommen.  
 
Hinsichtlich des Einfügungsrahmens der Bauhöhe ist festzustellen, dass dem 21 m hohen 
Sudhaus-Turm keine Prägungswirkung zukommt. Er stellt ein bauliches Unikat dar und ist 
bei der Ermittlung des Einfügungsrahmens als sog. Fremdkörper außer Acht zu lassen. 
Maßstabsbildend ist damit die Bauhöhe der sonstigen Betriebsgebäude mit 13,76 m. Die 
Gärtanks mit einer Höhe von 10,40 m halten diesen Einfügungsrahmen ein.  
 
Eine bedrängende oder bedrückende Wirkung gegenüber der im Norden anschließenden 
Wohnbebauung ist trotz der beachtlichen Höhe nicht zu erkennen. So beträgt der Abstand zu 
den Gebäuden ca. 17 m.  
 
Hinweis: 
Abstandsflächen:  
Für die Tanks gelten die für Gebäude geltenden Vorschriften des Abstandsflächenrechts 
entsprechend (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayBO). Die Anwendung des 16-Meter-Privilegs würde 
voraussetzen, dass die bereits bestehenden Gärtanks die volle Abstandsfläche einhalten. 
Angaben über deren Höhe fehlen jedoch. Nach Einschätzung anhand der Bauvorlagen wer-
den aber von diesen Tanks die Abstandsflächen nicht in voller Tiefe eingehalten. Somit ist 
die f¿r Art. 6 Abs. 6 BayBO maÇgebliche ĂAuÇenwandlªngeñ die gesamte Breite der Tanks 
maßgeblich. Damit wären die in den Bauvorlagen unterstellten Abstandsflächen nicht einge-
halten.  
 
Die Stadt geht aber von einer Gebietszuordnung als faktisches Gewerbegebiet aus (siehe 
oben), was der Anwendung des Art. 6 Abs. 6 BayBO entgegensteht (Halbierung gilt nicht für 
Gewerbegebiete). Anderseits gilt dann ohnehin die auf 0,25 verkürzte Abstandsflächentiefe. 
Auf dieser Beurteilungsgrundlage sind die gesetzlichen Abstandsflächen dann vollständig 
eingehalten.  
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Stellplätze: 
Aufgrund des konkreten Vorhabenszwecks ist aber nicht zu erkennen, dass dadurch ein zu-
sätzlicher Stellplatzbedarf ausgelöst wird. Zusätzliche Stellplätze sind demnach nicht nach-
zuweisen.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Bauantrag zur Errichtung zusätzlicher Gärtanks nörd-
lich, außerhalb des Gärkellers auf den Grundstücken Fl.Nrn. 133/0 und 282/0 der Ge-
markung Öxing, Rotter Straße 15, das gemeindliche Einvernehmen unter der Maßgabe 
zu erteilen, dass durch geeignete Nebenbestimmung sichergestellt wird, dass unzu-
mutbare Umwelteinwirkungen durch Emissionen (Lärm, Gerüche) gegenüber der nörd-
lich angrenzenden Wohnbebauung ausgeschlossen werden. 

 
  

 
 
TOP 9 
Bauantrag zum Neubau eines Wohnhauses für Wohnungslose, Asylsuchende und Sozialbe-
dürftige als Ersatzbau des bestehenden Mehrfamilienhauses auf dem Grundstück Fl.Nr. 
283/0 der Gemarkung Öxing (Kapellenstraße 6, 6a, 6b) 

 
Der Bauantrag wurde vom Verwaltungsvertreter vorgestellt. Das Vorhaben liegt im unbeplan-
ten Innenbereich und beurteilt sich nach § 34 BauGB. Die Umgebungsbebauung entspricht 
einem Allgemeinen Wohngebiet (§ 34 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO). 
 
Für das Vorhaben besteht bereits ein wirksamer Vorbescheid (V-2017-960 vom 16.05.2017). 
Der Regelungsbereich und dessen Bindungswirkung erfassen die Art der baulichen Nutzung 
sowie die Gebäudemaße und Wandhöhen.  
 
Der Vorbescheid trifft aber keine Regelung über die Zulässigkeit der Firsthöhe des Gebäu-

des. Zu der im Vorbescheid dargestellten Firsthöhe von 10,30 m hat der Bau-, Werk- und 
Umweltausschuss im Rahmen des gemeindlichen Einvernehmens aber Bedenken erhoben 
und das Einfügungsgebot als missachtet angesehen. Ob eine Abweichung vom Einfügungs-
gebot (§ 34 Abs. 3a BauGB) möglich ist, wurde offen gelassen.  
 
Der vorgelegte Bauantrag weicht aber auch hinsichtlich der Gebäudebreite vom genehmig-
ten Vorbescheid (max. 10,30 m) ab. Durch einen überdachten Laubengang an der Ostseite 
im Obergeschoss entsteht eine Gebäudebreite von 11,25 m.  
 
Aufgrund der Entscheidung des BVerwG vom 08.12.2016 muss das Maß der baulichen Nut-
zung unter kumulierender Betrachtung aller Maßfaktoren erfolgen. In der Umgebungsbebau-
ung sind aber keine Gebäude vorhanden, die eine entsprechende Wand- und Firsthöhe und 
gleichzeitig die beantragte Gebäudelänge und -breite bzw. absolute Grundfläche aufweisen. 
Aus diesem Grund war der Vorbescheid auf die Ausmaße des (nach Beseitigung noch 
nachwirkenden) Gebäudebestands beschränkt.  
 
Das jetzt vergrößerte Vorhaben entspricht nicht mehr dem Einfügungsgebot und kann des-
halb nur zugelassen werden, wenn die Voraussetzungen für eine Abweichung nach § 34 
Abs. 3a BauGB vorliegen. Dieser neu geregelte Abweichungstatbestand erfasst im Sinne 
einer erweiterten Bestandsschutzregelung auch die Erneuerung vorhandener Wohnge-
bäude (§ 34 Abs. 3a Nr. 1 lit.b BauGB).  
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Voraussetzung ist aber stets die städtebauliche Vertretbarkeit des Vorhabens. Hier ist im 
Besonderen die Vorbildwirkung zu beachten, die sich durch die damit bewirkte Änderung des 
Einfügungsrahmens ergeben und damit die künftige bauliche Entwicklung der näheren Um-
gebung verändern.  
 
Hier bestehen große Bedenken seitens der Verwaltung. Bisher wurde die Zulässigkeit des 
Vorhabens hinsichtlich der Gebäudehöhe anhand des Einfügungsrahmens beurteilt, der sich 
durch das Maß der baulichen Nutzung des Bestandsgebäudes ergibt. Eine städtebauliche 
Unordnung in der Umgebung war aus diesem Grunde nicht zu befürchten.  
 
Nach den geführten Vorgesprächen war der Bauherr nicht vom Inhalt des gemeindlichen 
Einvernehmens bzw. Regelungsumfangs des erteilten Vorbescheides informiert. Nach des-
sen Vorbringen waren die Einschränkungen hinsichtlich der Firsthöhe dem Bauherrn nicht 
bekannt. Nun wird vorgebracht, dass die beantragte Firsthöhe von 10,30 m (gegenüber dem 
Bestand mit 9,50 m) deshalb notwendig ist, weil die horizontale Verteilung der Versorgungs-
leitungen im Spitzboden erfolgen soll. Diese von subjektiven Zweckmäßigkeiten geleiteten 
Gründe sind für die Stadt Grafing leider nicht in der Lage, eine so weitgehende städtebauli-
che Veränderung zu rechtfertigen.  
 
Als äußerste Grenze kann eine Firsthöhe von 9,75 m angesehen werden, wie sie der bean-
tragte Quergiebel aufweist. Damit wird eine Bauhöhe erreicht, die auch mit dem vom Bau-
herrn gewªhlten ĂBaukonzeptñ eine uneingeschrªnkte Nutzung des Dachgeschosses mºg-
lich macht. Selbst damit wird der Einfügungsrahmen schon überschritten, jedoch um ein 
noch verträgliches Maß. Eine Firsthöhe von 9,60 m findet sich etwa auch beim Haus Kapel-
lenstraße 5.  
 
Neben der Auswirkungen auf die Gebäudehöhe (hier: Firsthöhe) sind aber auch die Folge-
wirkungen für die Geschosszahl zu betrachten. Hier ist festzustellen, dass die für erforderlich 
gehaltene Reduzierung der Firsthöhe zu keiner Reduzierung der Geschosszahl führt. Das 
geplante Gebäude weist in jedem Fall 3 Vollgeschosse auf, und zwar auch schon bei einer 
Firsthöhe entsprechend dem vorhandenen Bestand (9,50 m).  
 
Das resultiert aus dem Umstand, dass der Baubestand einen hohen Sockel (Kellerge-
schossdecke liegt ca. 1 m über der Geländeoberfläche) aufweist. Die Rechtsprechung und 
Literatur (vgl. BayVGH 14.08.2003, Rn. 24, E/Z/B/K Rn. 44 zu § 34 BauGB) räumen hier 
dem Ănach auÇen in Erscheinung tretenden Baukºrperñ eine Vorrangstellung ein. Danach tritt 
das Zulªssigkeitskriterium ĂGeschosszahlñ hinter der dem Kriterium ĂGebªudehºheñ zur¿ck. 
Ob das nach der o.g. Rechtsprechung des BVerwG vom 08.12.2016 auch noch Geltung hat, 
wird man zwar in Frage stellen können. Jedenfalls rechtfertigt die dieser Rechtsauffassung 
zugrunde liegende Begründung aber eine Abweichung gemäß § 34 Abs. 3a BauGB.  
 
Letztendlich hat die Verwaltung die Notwendigkeit gesehen, die Firsthöhe um mindestens 
0,50 m zu reduzieren. Dem wurde in einer Wortmeldung entgegengehalten, dass hier ein 
Wohngebäude im öffentlichen Interesse errichtet wird. Wenn dort aus Kostengründen eine 
Leitungsführung (Hausinstallation) im Spitzgiebel vorgesehen ist, sollte dieser Umstand be-
r¿cksichtigt werden. Der Vorhabenszweck Ăsozialer Wohnungsbauñ rechtfertigt nach Mei-
nung des Wortführers die Abweichung. Seitens der Verwaltung wurde dazu erklärt, dass 
Gründe des Allgemeinwohls eine Befreiung nach § 31 BauGB rechtfertigen, nicht aber eine 
Abweichung nach § 34 Abs. 3a BauGB ï hier ist die städtebauliche Vertretbarkeit zwingend 
zu beachtende Tatbestandvoraussetzung.  
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Anmerkungen:  
Die Planung sieht einen Vorbau als außenliegendes Treppenhaus und mehrere Quergiebel 
vor. Quergiebel sind als sog. untergeordnete Wandteile nur dann nicht einfügungsrelevant, 
wenn sie den Maßstäben (Unterordnung) des Art. 6 Abs. 8 BayBO entsprechen. Um die ent-
stehende Wandhöhe unberücksichtigt zu lassen, dürfen die einzelnen Quergiebel jeweils 
nicht breiter als 5 m sein und in der Summe 1/3 der Gebäudelänge nicht überschreiten (hier 
also 12,33 m). 
Das 7 m breite und 3 m tiefe Treppenhaus würde mit der Überdachung eine Wandhöhe ent-
stehen lassen, die sich nicht mehr in die Umgebungsbebauung einfügt. Jedoch wird an den 
nach innen versetzten Stützen des Quergiebels das 5-Meter-Maß eingehalten und ist damit 
untergeordnet. Maßgeblich für die Wandhöhe ist damit die Brüstung, die jedoch hinter dem 
Einfügungsrahmen (7,40 m) zurückbleibt. 
 
Die zwei zusätzlichen Quergiebel auf der Nordseite (Wandhöhe ca. 8,05 m) sind nicht einfü-
gungsrelevant, da sie zusammen mit der Überschreitung des Treppenhauses das 1/3-Maß 
nicht überschreiten.  
 
Auf der Südseite überschreiten die Quergiebel insgesamt das 1/3-Maß, es entsteht eine re-
levante Wandhöhe von ca. 8,05 m. Gleichzeitig entsteht durch die hohe Anzahl der Quergie-
bel an der Südseite der Eindruck eines zusätzlichen Vollgeschosses. 
 
Stellplätze 
Da auf dem Grundstück nur 10 Stellplätze nachgewiesen werden können, ist die Zuordnung 
der Wohnungen bzw. des Nutzerkreises für den Stellplatznachweis notwendig. 
  
Für die Wohnungen mit sozialer Wohnraumförderung besteht ein Stellplatzbedarf von 1 

Stellplatz je Wohnung (unabhängig von der Wohnungsgröße). 
 
Die Stellplatzsatzung setzt den Stellplatzbedarf für Gemeinschaftsunterkünfte für Flüchtlinge 
und Asylbewerber fest. Die geplanten Wohnungen für Asylbewerber und Flüchtlinge fal-

len jedoch nicht unter diese Regelung. Bei den Gemeinschaftsunterkünften der Satzung 
handelt es sich um Sammelunterkünfte die Betreuungs- und Aufsichtspersonal benötigen. 
Die geplanten Wohnungen sind jedoch ohne solches Aufsichtspersonal vorgesehen. Auf-
grund dieses Personenkreises kann eine Abweichung bzw. Festsetzung des Stellplatzbedar-
fes dahingehend erfolgen, dass die Stellplatzanzahl nach 1.8 der Richtzahlen des Stellplatz-
bedarfs der Stellplatzsatzung (1 Stpl./30 Betten) übernommen wird, auf die Mindeststell-
platzanzahl kann jedoch verzichtet werden da kein Betreuungspersonal notwendig ist. 
 
Die Stellplatzsatzung enthält auch keine Regelungen für Wohnungen für Obdachlose und 
Unterbringungsfälle. Diese Wohnungen sind regelmäßig nur für eine vorübergehende Unter-
bringung z.B. als Notunterkunft vorgesehen. Für diese Wohnungen ist ein Stellplatzbedarf 
entsprechend dem Bedarf von Wohnungen für Asylbewerber/Flüchtlinge vertretbar (vgl. § 3 
Abs. 4 Stellplatzsatzung), also 1 Stpl./30 Betten, ebenfalls ohne notwendige Mindeststell-
platzanzahl. 
 
Die Wohnungszuweisung erfolgt so, dass sämtliche Kleinwohnungen/Appartements für Asyl-
bewerber, Flüchtlinge und Obdachlose ausgewiesen werden, die Mehrzimmerwohnungen 
sind als Wohnungen für sozialen Wohnbedarf genutzt. Für 9 Wohnungen der sozialen 
Wohnraumförderung (Wohnungen 07, 08, 09 im EG, Wohnungen 16, 17 und 18 im 1. 
OG und Wohnungen 19, 20 und 21 im Dachgeschoss) ist jeweils 1 Stellplatz nachzuwei-
sen. Für die Wohnungen 01ï06 im EG und die Wohnungen 10ï15 im 1. OG als Woh-
nungen für Asylbewerber, Flüchtlinge und Obdachlose sind insgesamt 12 Betten vorge-
sehen. Hierfür entsteht damit bei einem Stellplatzschlüssel von 1 Stpl./30 Betten ein Bedarf 
von 0,4 Stellplätzen. Selbst bei einer Belegung mit Stockbetten (dann 24 Betten) beträgt der 
Bedarf nur 0,8 Stellplätze.  
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Somit sind gerundet 10 Stellplätze notwendig. Der Stellplatzbedarf kann auf dem Grund-

stück nachgewiesen werden. 
 
Die Fahrradstellplätze errechnen sich wie folgt: 
Wohnungen für Asylbewerber, Flüchtlinge und Obdachlose 1 Fahrradstpl./15 m² Wfl. 
319,72 m² Wfl. zu 1 FStpl./15 m²  somit 21,31 Fahrräder 

 
Wohnungen für sozialen Wohnbedarf 1 Fahrradstpl./40 m² Wfl. 
563,05 m² Wfl. zu 1 FStpl/40 m²  somit 14,08 Fahrräder 

 
Es sind somit 35,39 ï gerundet 36 Fahrradstellplätze ï nachzuweisen. 

Der Nachweis erfolgt durch das ĂFahrrad-Parksystem ï Schrªghochparkerñ mit geringerem 
Platzbedarf gegenüber den Regelungen der Stellplatzsatzung (1,5 m²/FStpl.). Hierfür ist eine 
Befreiung von der Stellplatzsatzung notwendig, der jedoch zugestimmt werden kann.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 10  Nein: 2   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme und kurzer Beratung beschloss der 
Bau-, Werk- und Umweltausschuss mit allen gegen 2 Stimmen, dem Bauantrag zum 
Neubau eines Wohnhauses für Wohnungslose, Asylsuchende und Sozialbedürftige als 
Ersatzbau des bestehenden Mehrfamilienhauses auf dem Grundstück Fl.Nr. 283/0 der 
Gemarkung Öxing, Kapellenstraße 6, 6a und 6b, entgegen dem Verwaltungsvorschlag 
das gemeindliche Einvernehmen mit einer Firsthöhe von 10,30 m zu erteilen. 

 
  

 
 
TOP 10 
Antrag auf Vorbescheid zum Neubau eines Wohngebäudes auf einer Teilfläche des Grund-
stücks Fl.Nr. 729/0 der Gemarkung Grafing (Schloßstraße 7) 

 
Die Antragsunterlagen wurden vom Verwaltungsvertreter vorgestellt. Es wurde erklärt, dass 
mit dem Antrag auf Vorbescheid gemäß Art. 71 BayBO vor Einreichung eines Bauantrags 
eine Entscheidung über folgende Einzelfragen begehrt wird: 
 
Das Flurstück Fl.Nr. 729/0 der Gemarkung Grafing mit einem bestehenden Wohngebäude 
soll geteilt und im östlichen Teil des Grundstücks mit einem Wohngebäude bebaut werden. 

¶ Ist eine Bebauung mit einem Einfamilienhaus, wie in den Planvorlagen dargestellt mög-
lich? 

¶ Ist eine Bebauung mit einem Zweifamilienhaus, wie in den Planvorlagen dargestellt mög-
lich? 

 
Das Grundstück liegt im unbeplanten Innenbereich, die Umgebungsbebauung entspricht 
einem Allgemeinen Wohngebiet. Die geplante Nutzung als Wohnhaus ist dort gem. § 34 Abs. 
2 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässig. Die Anzahl der Wohneinheiten 
ist kein Zulässigkeitsmerkmal der Baugenehmigung. 
 
Abgefragt werden in den zwei Varianten jeweils Gebäude mit Wandhöhen von 4,70 m bzw. 
5,78 m, asymmetrischem Satteldach und einer Firsthöhe von 6,43 m. Die Gebäude unter-
scheiden sich hinsichtlich der Gebäudemaße lediglich durch die Gebäudebreite an der Süd-
seite. 
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Die Vorhaben fügen sich hinsichtlich der Bauhöhe (Wand- und Firsthöhen) in die Eigenart 
der sehr heterogenen Umgebungsbebauung ein. Gleiches gilt für die Bauweise.  
 
Hinsichtlich der überbaubaren Grundstücksflächen kann aus der Umgebungsbebauung kein 
Ordnungsbild abgleitet werden bezüglich faktischer Baugrenzen oder der Freihaltung des 
Hinterlands vor einer weiteren Bebauung. Vielmehr ist die Umgebung ohne jede bauliche 
Ordnung hinsichtlich der Lage der Gebäude.  
 
Mit der Errichtung der beantragten Gebäude (beide Alternativen) wird zwar ein Höchstmaß 
an baulicher Dichte erreicht. Aber auch diese ist nicht ohne Vorbild in der dortigen Umge-
bung. Die geringen Freiflächen widersprechen damit ebenfalls nicht dem Verhältnis der Um-
gebungsbebauung.  
 
Erschließung: 
Das Grundstück ist im jetzigen Zustand (ungeteilt) als Gesamtgrundstück von den in der 
Schloßstraße verlaufenden Kanal- und Wasserleitungen erschlossen. Derzeit ist die Er-
schließung gesichert. Mit der dargestellten Grundstücksteilung wird diese Erschließung ab-
geschnitten und bedarf einer zusätzlichen dinglichen Sicherung der Leitungseinrichtungen 
für das Hinterliegergrundstück und auch zugunsten der Stadt als Einrichtungsträger.  
 
Die ordnungsgemäße Erreichbarkeit über die Zufahrt ist ebenfalls dinglich zu sichern. Der 
Ausübungsbereich sollte 3 m nicht unterschreiten.  
 
Hinweis: 
Der Stellplatznachweis ist nicht Gegenstand des Vorbescheides. Nachrichtlich wird deshalb 
auf die Stellplätze eingegangen. 
Für die Varianten entsteht folgender Stellplatzbedarf: 
Einfamilienhaus  2 Stpl. 
2-Familienhaus 3ï4 Stpl. abhängig von den Wohnungsgrößen  
  
Die ordnungsgemäße Befahrbarkeit der im Lageplan dargestellten Stellplätze muss in Frage 
gestellt werden hinsichtlich der Fahrgassen und Kurvenradien. Eine Lösung könnte dahinge-
hend erreicht werden, dass der städtische Gehweg Fl.Nr. 727/4 gemeinsam mit der dort auf 
dem Baugrundstück parallel verlaufenden Zufahrt zur Ortsstraße ausgebaut und dem öffent-
liche Verkehr gewidmet wird. Ein bloÇes Ămitbenutzenñ von Gehwegen durch Kraftfahrzeuge 
schließt sich aus.  
 
Entlang der Südgrenze des Grundstücks bestehen nach Aktenlage Geh- und Fahrtrechte 
sowie Leitungsrechte für die Fl.Nr. 729/2 der Gemarkung Grafing. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Antrag auf Vorbescheid zum Neubau eines Wohnge-
bäudes auf einer Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 729/0 der Gemarkung Grafing, 
Schloßstraße 7, das gemeindliche Einvernehmen unter dem Vorbehalt der rechtlich 
ausreichenden Sicherung der Erschließungsanlagen (Leitungen und Zufahrt) bei einer 
Grundstücksteilung zu erteilen. 

 
  

 
 
 
 
 



34. Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 27.07.2017 - öffentlich - Seite 19 von 50 
 
TOP 11 
Antrag auf Vorbescheid zum Abriss und Neubau eines Gebäudeteils mit 2 Wohneinheiten 
und einer Doppelgarage auf dem Grundstück Fl.Nr. 326/1 der Gemarkung Öxing (Max-
Wagenbauer-Straße 4, Adolf-Kolping-Straße 13); 
Ggf. Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplanes "Schönblick" für die Grund-
stücke Fl.Nrn. 326/1 und 325/1 der Gemarkung Öxing 

 
Vom Vertreter der Verwaltung wurden die Planunterlagen vorgestellt und erläutert. Für das 
Grundstück wurde ein Antrag auf Vorbescheid gem. Art 71 BayBO gestellt, mit dem einzelne 
Fragen des Bauvorhabens rechtssicher abgeklärt werden sollen. Es wird folgende Fragestel-
lung zur Entscheidung vorgelegt: 
 

1.  Ist eine Außentreppe in der Vorgartenzone im Osten des Gebäudes zulässig? 
2.  Ist ein Gebäudeanbau mit einer Breite von 14,78 m und einer Tiefe von 18,33 m wie 

im beigelegten Plan dargestellt zulässig? 
3.  Ist ein Gebäudeanbau mit einer Breite von 9,71 m (Breite im Obergeschoss 6,71 m) 

Richtung Süden zulässig? Im Bebauungsplan ist für dieses Grundstück keine First-
richtung eingetragen. 

4. Ist eine Befreiung zulässig, die Baugrenze im Süden um 8 m zu überschreiten? Die 
im Bebauungsplan vorgeschlagene Grundstücksgrenze wurde nicht umgesetzt; die 
Baugrenzen der angrenzenden Nachbarn sind im Bebauungsplan bis 3 m an die süd-
liche Grundstücksgrenze eingezeichnet. Siehe beigefügten Grundriss 1:200. 

5. Ist es zulässig, die Außentreppe im Süden um 1,70 m außerhalb des Bauraums zu 
errichten? 

 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplans ĂAm Schºnblickñ und 
beurteilt sich nach den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes (§ 30 Abs. 3 BauGB) sowie 
im Übrigen nach den Zulässigkeitsvorschriften des § 34 BauGB. 
 
(F¿r die ĂQualifikationñ im Sinne des Ä 30 Abs. 1 BauGB fehlt es an der zwingend notwendi-
gen Festsetzung zur zulässigen Grundfläche. Hinzu kommt, dass mit Beschluss des Verwal-
tungsgerichtes München vom 27.07.1998 die Funktionslosigkeit der Festsetzungen bezüg-
lich Wandhöhe und Anzahl der Vollgeschosse festgestellt wurde.) 
 
Das Baugebiet hat sich hinsichtlich der festgesetzten Bauräume weitgehend plankonform 
entwickelt. Bauraumüberschreitungen wurden nur in geringfügiger Weise zugelassen, z.B. 
für Nebengebäude oder untergeordnete Nebenanlagen. 
 
Das angefragte Gebäude überschreitet den Bauraum nach Süden massiv um 8 x 9,71 m. 
Damit werden fraglos Planungsgrundzüge berührt, die eine Zulassung im Wege der Befrei-
ung (§ 31 Abs. 2 BauGB) ausschließen. Im Übrigen wäre dann auch zu befürchten, dass 
auch hinsichtlich dieser Festsetzung der Bebauungsplan unwirksam wird und damit in Gänze 
obsolet wird.  
 
Das Vorhaben ist damit bauplanungsrechtlich unzulässig! Das Einvernehmen muss verwei-
gert werden.  
 
Änderungsbebauungsplan 

Aus ortsplanerischer Sicht ist die beantragte Bebauung verträglich. So setzt der Bebauungs-
plan nur für die Grundstücke Fl.Nrn. 326/1 und 325/1 Bauräume geringer Breite (11 m bzw. 
12 m breit) fest. Im Übrigen Baugebiet sind die Bauflächen deutlich größer festgesetzt (18 m 
bzw. 20 m breit). Welche planerischen Gründe dieser Festsetzung zugrunde lagen ist heute 
nicht mehr nachvollziehbar. 
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Für die Zulassung des Vorhabens ist deshalb der Bebauungsplan zu ändern, wobei die Än-
derung bei einer städtebaulichen Betrachtung aus heutiger Sicht nur folgerichtig ist ange-
sichts der übrigen Bebauung und dem Interesse einer Innenverdichtung.  
 
Seitens der Bauherren wurde die grundsätzliche Bereitschaft für eine Planungskostenüber-
nahme erklärt. Im Interesse des Antragstellers und eines ökonomischen und zügigen Verfah-
rens soll das Änderungsgebiet möglichst klein gefasst und auf den konkreten Korrekturbe-
darf beschränkt werden. Erfasst werden sollen nur die städtebaulich in gleicher Weise be-
troffenen Grundstücke Fl.Nrn. 325/1 und 326/1 der Gemarkung Öxing ï die weitgehend iden-
tische Verhältnisse aufweisen.  
 
Vorgesehen ist 

a) Fl.Nr. 325/1 der Gemarkung Öxing: Verschiebung der südlichen Baugrenze nach Sü-
den um 5 m (Angleichung an den Bauraum des westlichen Grundstücks) und  

b) Fl.Nr. 326/1 der Gemarkung Öxing: Verschiebung der nördlichen Baugrenze auf ei-
nen Grenzabstand von 3 m (bisher 2,50 m) und der südlichen Baugrenze um ca. 7,50 
m nach Süden ï also einer Anpassung an das westliche Nachbargrundstück.  

 
Die Bebauungsplanänderung kann im beschleunigten Verfahren als Bebauungsplan zur In-
nenentwicklung (§ 13a BauGB) durchgeführt werden. Bei der Beschränkung auf die zwei 
bezeichneten Grundstücke ist eine frühzeitige Bürgerbeteiligung entbehrlich.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, dem Antrag auf Vorbescheid zum Abriss und Neubau ei-
nes Gebäudeteils mit 2 Wohneinheiten und einer Doppelgarage auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 326/1 der Gemarkung Öxing, Max-Wagenbauer-Straße 4 / Adolf-Kolping-Straße 
13, das gemeindliche Einvernehmen 
a) für die Außentreppe bis zu einer Tiefe von 1,50 m zu erteilen und 
b) für die Bauraumüberschreitung durch das Hauptgebäude nicht zu erteilen. 

 
Des Weiteren wurde vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss vorbehaltlich der Billi-
gung durch den Stadtrat (§ 2 Nr. 8 GeschO) beschlossen: 
1. Für die Grundstücke Fl.Nrn. 325/1 und 326/1 der Gemarkung Öxing wird der Bebau-
ungsplan ĂSchºnblickñ vom 07.12.1962 hinsichtlich der überbaubaren Grund-
stücksflächen wie folgt geändert (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB): 
a) Fl.Nr. 325/1 der Gemarkung Öxing: Verschiebung der südlichen Baugrenze 

nach Süden um 5 m (Angleichung an den Bauraum des westlichen Grund-
stücks) und  

b) Fl.Nr. 326/1 der Gemarkung Öxing: Verschiebung der nördlichen Baugrenze auf 
einen Grenzabstand von 3 m (bisher 2,50 m) und der südlichen Baugrenze um 
ca. 7,50 m nach Süden ï also einer Anpassung an das westliche Nachbar-
grundstück. 

2. Die Änderung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren gem. § 13 
a BauGB als Bebauungsplan zu Innenentwicklung. Der Aufstellungsbeschluss ist 
ortsüblich bekanntzumachen. 

3. Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird bestimmt, 
dass von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
abgesehen wird. Gelegenheit zur Unterrichtung und Erörterung wird zeitgleich zur 
öffentlichen Auslegung durch die Bauverwaltung gegeben.  

4. Die Kosten des Bebauungsplanverfahrens hat der Antragsteller zu tragen; dies ist 
durch Abschluss eines städtebaulichen Vertrages (§ 11 BauGB) sicherzustellen. 

5.  Der Grundsatzbeschluss zur sozialen Wohnungsbaupolitik kommt aufgrund des 
bereits bestehenden Bebauungsanspruches nicht zur Anwendung.  
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TOP 12 
Tekturplan zum Neubau eines Mehrfamilienhauses und eines Scheunenersatzbaus mit Ga-
rage auf dem Grundstück Fl.Nr. 885/4 der Gemarkung Nettelkofen (Wiesham 3b und 3c) 

 
Beantragt ist die Änderung der erteilten Baugenehmigung vom 19.11.2013 (B-2013-2596) 
vor Fertigstellung (Tektur).  
 
Vom Vertreter der Verwaltung wurden die Antragsunterlagen vorgestellt. Die Entstehungsge-
schichte wurde zum Verständnis der rechtlichen Beurteilung dann ausführlich erläutert. 
 
Die Ansiedlung Wiesham hat sich mittlerweile zum Ortsteil im Sinne des § 34 BauGB entwi-
ckelt. Die Grenzen des Bebauungszusammenhangs wurden durch die Klarstellungs- und 
Einbeziehungssatzung vom 08.02.2010 deklaratorisch festgelegt. Das Bauvorhaben liegt 
innerhalb der Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Wiesham und beurteilt 
sich somit nach § 34 BauGB.  
 
Die Eigenart der Art der baulichen Nutzung entspricht dabei einem Dorfgebiet (§ 34 Abs. 2 
BauGB i.V.m. § 5 BauNVO). So wird der Gebietscharakter noch wesentlich durch aktive 
Landwirtschaftsbetriebe geprägt, vor allem auch durch die unmittelbar südlich des Bauvor-
habens liegende Hofstelle. Im Dorfgebiet sind Wohngebäude gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 BauN-
VO allgemein zulässig.  
 
Die Problematik im vorliegenden Bauantrag ï dem Einbau einer zusätzlichen Wohneinheit im 
bestehenden Gebäude ï liegt aber an der Lage und am Umfang der geplanten Wohnnut-
zung. So wurde zuletzt das ehemalige landwirtschaftliche Anwesen durch Um- und Erneue-
rungsbauten zu Wohnzwecken umgenutzt. Den jeweiligen Genehmigungsverfahren sind 
Vorgespräche vorausgegangen, in dem der Bauherr über das ortsplanerische Bedürfnis auf-
geklärt wurde, wonach die Stadt Grafing in den dörflichen Ortsteilen der Bewahrung der dörf-
lichen Gebietsstruktur wesentliche Bedeutung beimisst. Zum Schutz und der Entwicklungs-
möglichkeit der landwirtschaftlichen Betriebe (und zur Vermeidung von Betriebsaussiedlun-
gen) entsprechend deren gesetzlichen Vorrangstellung (§ 5 Abs. 1 Satz 2 BauNVO) ist ein 
Überhandnehmen der Wohnbebauung zu vermeiden. 
 
Eine ortsplanerisch verträgliche Obergrenze der Wohnungszahlen je Wohngebäude wurde 
dabei ursprünglich bei 6 Wohnungen angenommen, wie es auch bei identischer Situation im 
Ortsteil Straußdorf durch Bebauungsplan festgesetzt wurde. Auch im laufenden Satzungs-
verfahren für Neudichau wird die Wohnungszahl beschränkt ï dort vorgesehen auf 5 
Wohneinheiten. Aufgrund der Überlegungen über eine Aufweitung in Straußdorf auf mindes-
tens 8 Wohneinheiten (ein entsprechender Aufstellungsbeschluss zur Bebauungsplanände-
rung wurde schon gefasst) wurde diese Obergrenze als Richtwert auch für Wiesham heran-
gezogen. Wiesham ist zwar aufgrund seiner geringen Größe sensibler hinsichtlich einer 
überhandnehmenden Wohnbebauung. Diese recht ansehnliche Wohnungszahl ist dort aber 
im Hinblick aufgrund der Nähe zum Hauptort Grafing zu rechtfertigen. Letztendlich wurden 
die vormals deutlich weitergehenden Planungen dann reduziert und die Anzahl der Woh-
nungszahl auf 9 beschränkt. Dabei hat der Bau-, Werk- und Umweltausschuss (Beschluss 
vom 26.04.2016) bereits beim gemeindlichen Einvernehmen erklärt, dass bei den dort er-
reichten 9 Wohnungen die Verträglichkeitsgrenze für die Wohnungszahl erreicht ist.  
 
Für das ehemalige landwirtschaftliche Anwesen (einschließlich dem Betrieb zugehörigen 
landwirtschaftlichem Wohnhaus) wurden bislang folgende Umnutzungen bzw. Neubauten 
vorgenommen: 
 
 
 
 



34. Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 27.07.2017 - öffentlich - Seite 22 von 50 
 

¶ Ursprünglicher Baubestand: Wohnteil der Landwirtschaft;    1 WE 
Ersatzbau (Emberger); (Genehmigung 02.03.16, Az.: B-2016-162)  
     

¶ Nutzungsänderung Stallgebäude zur Wohnraumerweiterung 
des landwirtschaftlichen Betriebshauses ï Erweiterung im EG 
(01.09.1997, Az.: B97/447);  
diese Wohnräume wurden mit dem Ersatzbau des Wohnteils  
(02.03.2016, B-2016-162) zu einer eigenen Wohnung umgebaut      1 WE  
 

¶ Umnutzung Wirtschaftsteil Ost ï je 1 WE im OG + DG 
(17.05.2004, Az.: 42/B-2004-257)           2 WE 

 

¶ Neubau/Umnutzung Wirtschaftsteil Süd zu Wohnungen  
mit Garagen (Grabl); (29.12.2015, Az.: B-2015-566)        2 WE 

 

¶ Neubau/Umnutzung Wirtschaftsteil Nord (Emberger);  

(20.07.2016, Az.: B-2016-1029)           3 WE 
Summe              9 WE 

 
Insgesamt sind im antragsgegenständlichen Anwesen bisher bereits 9 Wohnungen 
zugelassen.  

 
Dorfgebiete sind geprägt durch das Nebeneinander von Wohnnutzungen und landwirtschaf t-
lichen Betrieben und deren Nebenanlagen. Dabei entstehen durch die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der Landwirtschaft im Gegensatz zur Wohnnutzung bei einem Überhandnehmen 
der Wohnnutzungen zwangsläufig Konflikte und Erschwernisse für die landwirtschaftliche 
Betriebsführung.  
 
Die allgemeine Zweckbestimmung der Dorfgebiete (§ 5 Abs. 1 Satz 2 BauNVO) verlangt, 
dass auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe Rücksicht zu nehmen ist.  
 
Die Bewahrung der Nutzungsstruktur als Dorfgebiet ist damit auch von elementarer Bedeu-
tung, die vorhandenen landwirtschaftlichen und gewerblichen Betriebe von Betriebsein-
schränkungen (§ 22 BImSchG) zu schützen. Der Gebietstyp hat entscheidenden Einfluss 
(Schutzwürdigkeit) auf die Grenzen der Zumutbarkeit von Immissionen. Letztendlich kann 
nur durch Absicherung der Dorfgebietsstruktur die Standortsicherheit für eine ungestörte 
Betriebsausübung (und der Möglichkeit von Betriebserweiterungen) geschaffen werden.  
 
Anders als bei Mischgebieten (§ 6 BauNVO) hängt der Gebietscharakter eines Dorfgebietes 
aber nicht von einem bestimmten prozentualen Mischungsverhältnis ab (BVerwG 
19.01.1996). Dieser Grundsatz gilt jedoch auch in Dorfgebieten nicht einschränkungslos. 
Eine Zunahme der Wohnbebauung in einem Dorfgebiet kann aber auch dort zu einer ï recht-
lichen ï Änderung des Gebietscharakters im Sinne der Baunutzungsverordnung führen, 
wenn Ăgewisse Grenzenñ hinsichtlich des Wohnanteils ¿berschritten werden (BVerwG a.a.O) 
oder wenn keine landwirtschaftlichen Betriebsstellen mehr vorhanden sind (BVerwG 
23.04.2009).  
 
Hier wird man letztendlich anhand der örtlichen Verhältnisse bewerten müssen, wann das 
dörfliche Gepräge verloren geht. Hier handelt es sich, wenn wie in Wiesham nur noch weni-
ge landwirtschaftliche Betriebe existieren, um eine nur sehr schwer zu treffende Entschei-
dung.  
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Es ist zumindest fragwürdig, ob eine Ablehnung des Bauantrags aufgrund einer überhand-
nehmenden Wohnbebauung auf der Grundalge des § 15 Abs. 1 Satz 1 BauNVO gerechtfer-
tigt ist. Auch das Gebot der Rücksichtnahme im § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO rechtfertigt nach 
Einschätzung der Stadt keine Verweigerung des Einvernehmens. Hier geht es um die Frage, 
ob sich die geplante Bebauung unzumutbaren Störungen/Belästigungen aussetzt. Die bean-
tragte Wohnung liegt zwar in kurzer Distanz zur südlich benachbarten Landwirtschaft. Es 
wurde aber schon für die zuletzt genehmigten Wohnungen gutachterlich ermittelt, dass die 
Geruchseinwirkungen die Zumutbarkeitsgrenze nicht überschreiten. Erwähnenswert ist aber, 
dass bereits Umstellungen der Betriebsabläufe auf dem Betriebsgelände des benachbarten 
landwirtschaftlichen Betriebes erfolgen mussten (Verlegung des Mistlagers). 
 
Die Verweigerung des Einvernehmens bzw. gegebenenfalls die Nichterteilung der Bauge-
nehmigung aus den o.g. Gründen ist rechtlich also durchaus fragwürdig. Im Fall der erfolg-
reichen gerichtlichen Anfechtung wäre aber die Entwicklung dann unumkehrbar. Die Konse-
quenzen f¿r die Ăstºrendenñ Betriebe (Landwirtschaft und Gewerbe) wªren erheblich. 
 
Aus Gründen der Rechtsicherheit wird deshalb eine Regelung mittels Bebauungsplan für 
erforderlich gehalten. Der auch hier sich offenbarende Strukturwandel in den Dörfern macht 
es leider ï so mühsam der Weg auch sein mag ï fast unerlässlich, die dortige Ortsentwick-
lung durch Bebauungsplanung zu steuern. Solange noch Landwirtschaften vorhanden sind, 
besteht bei einer zu erwartenden Veränderung durch eine massierte Wohnbebauung die 
Notwendigkeit, die Erhaltung der charakteristischen dörflichen Strukturen dadurch abzusi-
chern. Dieser Aufgabe hat sich die Stadt auch im Ortsteil Straußdorf stellen müssen. Dort 
wurde zuletzt sogar die Ausweitung des dortigen Bebauungsplanes zur Wohnungszahlbe-
schränkung (bisher auf die westliche Dorfseite beschränkt) auf den gesamten dörflichen 
Ortsbereich beschlossen. Entsprechende Erkenntnis für dieses Vorgehen lieferte auch das 
dortige Dorferneuerungsverfahren.  
 
Außerdem hat der Bau-, Werk- und Umweltausschuss schon am 23.06.12015 beschlossen, 
eine informelle Entwicklungsplanung für Wiesham einzuleiten. Grund waren Bauwünsche 
(unter anderem auch des heutigen Antragstellers) auf eine zusätzliche Wohnbebauung in 
Wiesham. Mit der Verlegung der dortigen Ortsdurchfahrt (St 2080), der im folgenden Jahr 
geplanten Abwasserkanalisation und den jetzt abgeschlossenen Ermittlungen der (jetzt fest-
gesetzten) Überschwemmungsgebiete ist eine stärkere bauliche Entwicklung zu erwarten 
und bedarf der Steuerung. Unerlässlich ist hierfür, den Gebietscharakter zu dessen Siche-
rung mittels (einfachen) Bebauungsplan zu wahren. Gleichzeitig ist dort dann auch die 
Höchstzahl der Wohnungen zu regeln.  
 
Für Wiesham besteht bislang die Auffassung, dass hier aufgrund der unmittelbaren Nähe 
zum Hauptort Grafing und der dortigen Infrastruktur auch größere Wohnanlagen noch ihre 
Rechtfertigung finden. Gemäß bisheriger Beurteilung wird die vertretbare Obergrenze bei 9 
Wohnungen erreicht. Mit der beantragten 10. Wohneinheit wird diese Obergrenze jetzt über-
schritten.  
Das beantragte Bauvorhaben widerspricht diesen Planungszielen. Dabei ist es unerheblich, 
dass es sich um bei dem beantragten Vorhaben um verschiedene selbständige Wohnhäuser 
auf unterschiedlichen Buchgrundstücken handelt. Maßgeblich dürfen bei der hier vorzuneh-
menden Betrachtung nicht die Gestaltungsmöglichkeiten des Zivilrechts sein, sondern die 
städtebauliche Wirkung. Insoweit ist das zusammengebaute Gebäude als 1 Wohnhaus im 
Sinne der geplanten Regelung (Bebauungsplan) zu verstehen.  
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Mit der Einleitung des Bebauungsplanverfahrens (Aufstellungsbeschluss und deren Be-
kanntmachung) entsteht dann auch das Bedürfnis zur Sicherung der vorgenannten Pla-
nungsziele. Hierfür ist der Erlass einer Veränderungssperre notwendig (§ 14 BauGB). Die 
Rechtswirkung der Veränderungssperre tritt jedoch erst mit der Wirksamkeit des Satzungser-
lasses ein, was erst bis Oktober zu erreichen ist. Aufgrund dieser Zeiterfordernisse ï bedingt 
auch durch die Ferienzeit und die Ausgabetermine des örtlichen Amtsblattes ï wird die Zu-
rückstellung des Baugesuches beantragt (§ 15 BauGB). Diese Zurückstellung ist für bis zu 
12 Monate zulässig.  
 
Der Bau-, Werk- und Umweltausschuss war sich mehrheitlich darüber einig, dass für den 
Ortsteil Wiesham eine Wohnungsbegrenzung zwingend notwendig ist. Ferner muss seitens 
der Stadt Grafing dafür Sorge getragen werden, dass landwirtschaftliche Betriebe durch die 
Wohnungsausweisungen keinesfalls beeinträchtigt werden.  
 
In der weiteren Beratung tendierte ein Ausschussmitglied entgegen dem Verwaltungsvor-
schlag dazu, je Wohnanwesen 10 Wohnungen für zulässig anzusehen.  
 
Vom Verwaltungsvertreter sowie von der Sitzungsleiterin wurde abschließend dafür plädiert, 
bei den Dörfern Straußdorf und Wiesham eine Einheitlichkeit zu erzielen. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 9  Nein: 3   

 
Nach Vorstellung der geplanten Baumaßnahme und kurzer Beratung beschloss der 
Bau-, Werk- und Umweltausschuss mit allen gegen 3 Stimmen wie folgt:  
 

1. Dem Tekturplan zum Neubau eines Mehrfamilienhauses und eines Scheunener-
satzbaus mit Garage auf dem Grundstück Fl.Nr. 885/4 der Gemarkung Nettelk-
ofen, Wiesham 3b und 3c, wird das gemeindliche Einvernehmen nicht erteilt. 

 
2. Die Erhaltung und Förderung der dörflichen Bau- und Nutzungsstruktur im Orts-

teil Wiesham wird durch einen einfachen Bebauungsplan (§ 30 Abs. 3 BauGB) ge-
regelt. Planungsziel ist die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung als Dorf-
gebiet (§ 5 BauNVO) und die Beschränkung der Anzahl der Wohnungen in Wohn-
gebäuden auf höchstens 9 Wohnungen. Zusammengebaute Wohngebäude auf 
mehreren Grundstücken gelten als einheitliches Wohngebäude. Wohngebäude 
sind auch Gebäude mit gemischter Nutzung, soweit der Wohnanteil überwiegt. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB). 

 
3. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans soll dem Geltungsbereich der Einbe-

ziehungs- und Klarstellungssatzung vom 19.01.2010 entsprechen. 
 

4. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 BauGB öffentlich be-
kanntzumachen. 

 
5. Für die frühzeitige Bürgerbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) wird bestimmt, dass 

diese durch Unterrichtung in der Bauverwaltung erfolgt und gemäß § 4a Abs. 2 
BauGB gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen nach § 4 Abs. 1 
BauGB erfolgen kann. 

 
6. Zur Sicherung der Planungen ist eine Satzung über eine Veränderungssperre für 

den Ortsbereich zu erlassen (§ 14 Abs. 1 BauGB). 
 

7. Die Zurückstellung des Baugesuches gem. § 15 Abs. 1 BauGB auf die Dauer von 
12 Monaten ist zu beantragen.  

 



34. Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 27.07.2017 - öffentlich - Seite 25 von 50 
 
Anwesend 11 
Das Ausschussmitglied Herr Christian Einhellig hat den Sitzungssaal verlassen. 
 
  

 
 
TOP 13 
Straßenverkehr;  
Antrag des CSU Ortsverbandes und der CSU Stadtratsfraktion bezüglich der Änderung des 
§ 45 Abs. 9 StVO 

 
Die Beschlussvorlage wurde am 20.07.2017 in das Gremieninfo eingestellt. Vom Verwal-
tungsvertreter wurde das Wesentlichste nochmals kurz erläutert.  
 
Mit Schreiben vom 26.06.2017 beantragte der CSU-Ortsverband und die CSU-
Stadtratsfraktion, dass die Stadt Grafing gemäß der Neufassung des § 45 Abs. 9 StVO sowie 
der Vollzugshinweise gemäß der ersten Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-
Ordnung (StVO) des Bayerischen Staatsministeriums des Innern für Bau und Verkehr vom 
18.05.2017 alle nötigen Schritte einleiten sollte, um eine streckenbezogene Anordnung von 
Tempo 30 an den im folgenden bzw. in der StVO näher definierten Bereichen im Stadtgebiet, 
in den Ortsteilen und insbesondere in Straußdorf zu prüfen. 
 
Zur Begründung wurde ausgeführt, dass die am 14.12.2016 in Kraft getretene Änderung der 
StVO seit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur StVO des Bundes vom 22.05.2017 von 
den Kommunen umgesetzt werden könne. Das Bayerische Staatsministerium des Innern für 
Bau und Verkehr hätte hierzu mit Schreiben vom 18.05.2017 Vollzugshinweise erlassen. 
Damit sei nun die Möglichkeit eröffnet, an innerörtlich klassifizierten Straßen (Bundes-, Lan-
des- und Kreisstraßen) sowie auf weiteren Vorfahrtstraßen (Zeichen 306) im unmittelbaren 
Bereich von an diesen Straßen gelegenen Kindergärten, Kindertagesstätten, allgemeinbil-
denden Schulen, Förderschulen, Alten- und Pflegeheimen oder Krankenhäusern die Einfüh-
rung einer streckenbezogenen Anordnung von Tempo 30 zu prüfen. Hierzu seien insbeson-
dere die zuständigen Straßenverkehrsbehörden und die Polizei zu konsultieren, um eine 
Einzelfallprüfung unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit durchzuführen. 
Die Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung könne neben anderen verkehrsregeln-
den Maßnahmen wesentlich zu einer Erhöhung der Schulwegsicherheit beitragen. 
 
Aufgrund der im Dezember 2016 erfolgten Gesetzesänderung hat der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss bereits in seiner Sitzung vom 24.01.2017 auf Antrag der Stadtratsfraktion 
BÜNDNIS 90/Die Grünen beschlossen, bei der unteren Verkehrsbehörde (Landratsamt 
Ebersberg) auf Grundlage der o.g. Gesetzesänderung eine streckenbezogene Geschwindig-
keitsbeschränkung auf 30 km/h für folgende Bereiche anzuregen: 

¶ Grafinger Straße in Straußdorf im Bereich des Kindergartens 

¶ Wasserburger Straße im Bereich des Kindergartens/Hort 

¶ Griesstraße im Bereich des Kindergartens 

¶ Glonner Straße im Bereich der Tagespflege 
 
Mit Schreiben vom 25.01.2017 wurde beim Landratsamt Ebersberg eine Geschwindigkeits-
beschränkung beantragt, worüber bislang jedoch noch nicht entschieden wurde. In der Sit-
zung vom 24.01.2017 wurde seitens der Verwaltung darauf hingewiesen, dass nicht zu er-
warten sei, dass die untere Verkehrsbehörde vor der Bekanntmachung allgemeiner Verwal-
tungsvorschriften hierüber entscheiden wird. Diese liegen nun vor. 
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Beschluss: 
Ja: 11  Nein: 0   
 
Vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss wurde die Verwaltung einstimmig beauftragt, 
an allen Ortsstraßen und klassifizierten Straßen im unmittelbaren Bereich von an die-
sen Straßen gelegenen Kindergärten, Kindertagesstätten, allgemeinbildenden Schu-
len, Förderschulen, Alten- und Pflegeheimen oder Krankenhäusern die Einführung 
einer streckenbezogenen Anordnung von Tempo 30 zu prüfen. 
 
 

Anwesend 12 
Das Ausschussmitglied Herr Christian Einhellig hat an der Sitzung wieder teilgenommen. 
 
  

 
 
TOP 14 
Straßen- und Wegerecht;  
Antrag des Werbering Grafing e.V. auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für die Jahre 
2017 bis 2019 

 
Der Bau-, Werk- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung vom 25.02.2014 zum Weih-
nachtsmarkt am Marktplatz folgenden Beschluss gefasst: 
 
Dem Antrag des Werbering Grafing e.V. auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zur 
Abhaltung eines Weihnachtsmarktes am Marktplatz für die Jahre 2014, 2015 und 2016 wird 
zugestimmt. Es werden hierfür Sondernutzungsgebühren in Höhe von 1.783,00 EUR erho-
ben. Die Schließzeit und Sperrzeit der Marktstände wird einheitlich auf 21.00 Uhr festgelegt. 
Für den Fall etwaiger Störungen ist ein Widerrufs- und Auflagenvorbehalt vorzusehen. 

 
Der Werbering Grafing e.V., vertreten durch den 1. Vorsitzenden Peter Schölzel, beantragte 
mit Schreiben vom 11.05.2017 die Sondernutzung der Mittelinsel am Marktplatz einschließ-
lich der dort befindlichen Parkplätze (9 Parkplätze) zur Durchführung eines Weihnachtsmark-
tes im Advent für die Jahre 2017, 2018 und 2019 (jeweils ca. 5./6./7.12. bis 22./23.12.). Die 
Behindertenparkplätze würden während der Zeit von 18ï21 Uhr durch Barrieren verschlos-
sen, um abends den Besucherandrang besser aufnehmen zu können. Die Unstimmigkeiten 
bezüglich der Parkplatzsituation hätten mit den Betreibern der Marktplatz-Geschäfte beseitigt 
werden können. Es wurde folgender Plan beigefügt: 
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Mit Schreiben vom 17.05.2017 haben sich sechs Geschäftsinhaber am Marktplatz gegen 
den Weihnachtsmarkt am Marktplatz ausgesprochen. Zur Begründung wurde angegeben, 
dass der Markt geschäftsschädigend sei mit bis zu 30% Umsatzeinbruch, da in der umsatz-
trächtigen Weihnachtszeit Parkplätze vor Ort fehlen würden. Bei dem gemeinsamen Ge-
spräch mit dem Werbering sei außer dem Vorschlag, die zwei Behindertenparkplätze auf die 
Insel rückzuverlegen, keine wesentliche Verbesserung der Situation herausgekommen. Auch 
auf den Vorschlag, die Marktdauer so zu verkürzen, dass alle Parkplätze vier Arbeitstage vor 
Weihnachten zur Verfügung stehen, sei nicht eingegangen worden. 
 
Bei einer Besprechung am 16.06.2017 im Rathaus wurde versucht, einen für alle hinnehm-
baren Kompromiss zu finden. Es konnte jedoch keine Einigung erzielt werden. Insbesondere 
komme für den Werbering eine Standortverlagerung oder eine Änderung der Aufstellung 
(z.B. mit der Rückwand zueinander) nicht in Frage. 
 
Der Werbering Grafing e.V. beantragt nun mit Schreiben vom 27.06.2017 ï in Abänderung 
des Erstantrags vom 11.05.2017 ï wie in den vergangenen Jahren die Sondernutzung der 
Mittelinsel am Marktplatz einschließlich der dort befindlichen Parkplätze (9 Parkplätze, 2 Be-
hindertenparkplätze) zur Durchführung eines Weihnachtsmarktes im Advent für die Jahre 
2017, 2018 und 2019 (jeweils ca. 5./6./7.12. bis 22./23.12.). Zur Begründung wurde angege-
ben, dass der Weihnachtsmarkt eine beliebte und gern gesehene Aktion des Werberings 
Grafing e.V. sei, der gut besucht werde und sich großer Resonanz erfreue. Zur besseren 
Planbarkeit und Organisation werde der Markt für drei Jahre beantragt. 
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Aufgrund der Diskussionen in den letzten Jahren verweist der Werbering Grafing e.V. auf 
eine Besprechung mit am Marktplatz ansässigen Geschäftsinhabern, bei der man sich auf 
den Kompromiss geeinigt habe, dass zwei Hütten entfallen, so dass zwei Behindertenpark-
plätze bis 18 Uhr nutzbar bleiben. Ab 18 Uhr würden die Parkplätze dann geschlossen, um 
Platz für die Besucher anbieten zu können. Nachdem seitens einiger am Marktplatz ansässi-
gen Geschäftsinhabern erneut Bedenken gegen diese alternative Lösung vorgetragen wor-
den seien, werde die Sondernutzung für die gesamte Mittelinsel wie in den Vorjahren bean-
tragt. Sofern das Gremium der Auffassung sei, dass der Kompromissvorschlag notwendig 
sei, wird der Erlass der Parkplatzausfallgebühr beantragt, weil die Einnahmen zweier Hütten 
wegfallen. 
 
Mit Schreiben vom 17.07.2017 erklären elf Geschäftsinhaber am Marktplatz ergänzend, dass 
der Wegfall der Parkplätze im umsatzträchtigen Monat Dezember eine Umsatzeinbuße bis 
zu 30% bedeute. Ihre Kunden wären zu mindestens 60% von auswärts und auf das Auto 
angewiesen. Die Parkplatzsituation an jedem Supermarkt sei besser. Der vom Werbering 
dargestellten Kompromisslösung könne man nicht zustimmen. Die Parkplätze würden vor Ort 
benötigt, bis 14 Uhr sei der Marktbereich verschwendet und würde nicht zur Belebung des 
Marktplatzes beitragen. Die erwähnte Zustimmung von 98% der Bürgerumfrage aus dem 
Jahr 2011 stimme nicht, richtig sei 78%. Ferner sei das Ergebnis aus heutiger Sicht zu hin-
terfragen. Auch die erwähnten Aufbaukosten für die Stromversorgung würden nicht zutreffen. 
Die Weihnachtsstände der Vereine würden seit Jahren auf dem Fußgängerbereich intensiv 
genutzt, gehörten zum geselligen Abendleben und seien eine wichtige Einnahmequelle für 
die Vereine. Das Geschäftsjahr 2017 sei wegen der vielen Straßensperrungen für die kleinen 
Geschäfte schwierig gewesen. Es werde deshalb beantragt, einen anderen Standort für den 
Weihnachtsmarkt zu finden. Sofern er dennoch wieder auf dem Marktplatz stattfinden solle, 
sei eine Verkürzung notwendig, so dass die Parkplätze mindestens vier Arbeitstage vor 
Weihnachten wieder verfügbar seien. Ferner werde vorgeschlagen, die Stände auf der Mitte-
linsel mit der Rückwand zueinander zu stellen, weil dann bis nachmittags keine Parkplätze 
entfallen, oder eine Verlagerung an den unteren Marktplatz bei den Neubauten.  
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Gebühren für Sondernutzungen: 
Die Gebühren für Sondernutzungen sind in der Sondernutzungsgebührensatzung geregelt. 
Die Satzung wurde zuletzt 2014 geändert. Für Sondernutzungen dieser Art wurden die Ge-
bühren gesenkt. Statt wie ursprünglich 1.783,00 EUR sind für den Weihnachtsmarkt 2015 
Gebühren in Höhe von 1.205 EUR angefallen, für 2016 1.348,00 EUR. Eine Gebührenbe-
freiung sieht die Satzung vor bei Veranstaltungen von besonderem öffentlichem Interesse 
oder bei Vorliegen einer unbilligen Härte. Dies wurde in der Vergangenheit beim Weih-
nachtsmarkt und auch dem Wochenmarkt am Hans-Eham-Platz verneint. 
Ein besonderes öffentliches Interesse ist nicht anzunehmen. Die Abhaltung eines Weih-
nachtsmarktes mag zwar durchaus von öffentlichem Interesse sein. Gleichermaßen ist er 
jedoch auch von wirtschaftlichem Interesse für die Mitglieder des Werberings. Ein besonde-
res öffentliches Interesse, wonach der Markt aus Gründen des Allgemeinwohls nahezu un-
ausweichlich wäre, liegt nicht vor. 
Eine unbillige Härte ist nur in atypischen Sonderfällen anzunehmen. Dies ist der Fall, wenn 
Personen durch die allgemein getroffenen Regelungen in Vorschriften übermäßig hart und 
unzumutbar getroffen würden, etwa in Notlagen, oder ohne eigene Veranlassung. Es handelt 
sich um absolute Ausnahmefälle, von denen wegen der Bezugsfallwirkung nur stark einge-
schränkt Gebrauch gemacht werden sollte. Diese Abwägung ist vorliegend schwierig. Einer-
seits lässt sich der Markt zwar wegen des erheblichen finanziellen Defizits deutlich von ande-
ren Sondernutzungen abgrenzen. Andererseits ist der Nutzen daraus für den Veranstalter 
nicht unmittelbar abzulesen. Man wird daher eher zu dem Ergebnis kommen müssen, dass 
die Erhebung der Gebühren kein unverhältnismäßiges Erschwernis für den Veranstalter dar-
stellt. 
 
In der anschließenden sehr ausführlichen Beratung konnten einige Ausschussmitglieder die 
Belange der Geschäftsinhaber rund um den Marktplatz durchaus nachvollziehen. Es wurde 
dafür appelliert, den Weihnachtsmarkt jährlich an einem anderen Standort, wie z.B. Büche-
rei, Hans-Eham-Platz, Stadtpark, Parkplatz Rotter Straße, Pfarrplatz, abzuhalten. Ferner 
wurde der Werbering um mehr Kompromissbereitschaft gebeten, da ein beharrliches Beste-
hen auf den Standort ĂMarktplatzñ nicht zielf¿hrend sei. 
 
Von der Ersten Bürgermeisterin wurde in der weiteren Beratung angesprochen, dass der 
Weihnachtsmarkt des Werberings das Angebot in Grafing bereichert und man dessen Fort-
bestand unterstützen sollte.  
 
Nachfolgend hielt ein Ausschussmitglied am Standort ĂMarktplatzñ fest und brachte einen 
Lösungsvorschlag, der das Verbleiben von 4 Parkplätzen vorsieht, mit in die Diskussion. 
 
Ferner regte ein Ausschussmitglied an, die Grünfläche rund um die Mariensäule und das 
Kriegerdenkmal durch Aufbauen eines Podestes für den Weihnachtsmarkt nutzbar zu ma-
chen. 
 
Sodann wurde von Herrn Peter Rothmoser, Ausschussmitglied, der Antrag zur Geschäfts-
ordnung gestellt, die in der Sitzung anwesenden Beteiligten anzuhören. Da innerhalb des 
Gremiums Einverständnis bestand, erteilte die Sitzungsleiterin dem anwesenden Vorsitzen-
den des Werberings Grafing, Herrn Peter Schölzel, sowie der Vertreterin der Geschäfte am 
Marktplatz, Frau Johanna Saißreiner, das Wort. 
 
Herr Schölzel bedankte sich für das Rederecht und erklärte, dass ein Umzug des Weih-
nachtsmarktes an einen anderen Standort für den Werbering nicht in Frage komme. Ferner 
führte Herr Schölzel aus, dass es im Vorfeld ein Gespräch mit den am Marktplatz anliegen-
den Geschäftsinhabern gegeben habe, in dem man sich dann auf einen Kompromiss, wie 
auch in der Beschlussvorlage der Stadtverwaltung bereits erwähnt, einigte. Es wurde darauf 
verwiesen, dass elf Geschäftsleute Parkplätze am Marktplatz vermissen würden, 20 Ge-
schäftsleute hätten sich aber hingegen für den Fortbestand des Weihnachtsmarktes am 
Marktplatz ausgesprochen.  
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Ob der vorgebrachte Alternativvorschlag aus der Mitte des Gremiums (Verbleib von 4 Park-
plätzen) machbar ist, könne er ohne vorherige Prüfung und Rücksprache nicht beantworten. 
Zum Vorschlag auf Nutzung der Grünfläche im Bereich der Mariensäule wurde von Herr 
Schölzel erklärt, dass es äußerst schwierig sei, hier die Hütten aufzustellen. Ferner muss der 
Platz auch erreichbar und die Sicherheit gewährleistet sein.  
 
Im Anschluss kam Frau Saißreiner zu Wort. Frau Saißreiner bedankte sich ebenfalls für das 
Rederecht und erklärte nochmals, auch im Namen einiger am Marktplatz anliegenden Ein-
zelhandelsgeschäfte, dass der Wegfall der Parkplätze in der Weihnachtszeit zu Umsatzein-
bußen führe. Die Geschäftsleute würden sich nicht pauschal gegen den Weihnachtsmarkt 
des Werberings aussprechen, dieser solle aber nicht auf Kosten anderer abgehalten werden. 
Jährlich einen anderen Standort hierfür zu wählen, wäre für alle Beteiligten eine sehr gute 
Alternative.  
 
Im Rahmen der weiteren Beratung appellierten einige Ausschussmitglieder nochmals für 
einen Alternativstandort. Ferner wurde von den Rednern bezweifelt, ob eine Verlängerung 
für weitere Jahre, wie vom Werbering beantragt, überhaupt Unterstützung finden wird. 
 
Um die Parkplatzsituation während des Weihnachtsmarktes im Bereich des Marktplatzes zu 
entzerren, schlug ein Ausschussmitglied vor, seitens der Stadt Grafing Stellplätze in der 
Tiefgarage am Marktplatz anzumieten und diese der Bevölkerung kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. 
Auch eine Verkürzung der Parkdauer im Bereich des Marktplatzes wurde von einem Stadt-
ratsmitglied in die Diskussion mit eingebracht. 
 
Da man in der heutigen Sitzung nach umfangreicher Diskussion zu keiner Einigung kam, 
schlug die Sitzungsleiterin vor, die Entscheidung zu vertagen und hierüber nochmals in der 
Sitzung des Ferienausschusses am 08.08.2017 zu beraten.  
Weiter wurde vorgeschlagen, die Verwaltung mit der Prüfung der in der heutigen Sitzung 
vorgebrachten Anregungen zu beauftragen. 
Abschließend wandte sich die Erste Bürgermeisterin nochmals an die Vertreter des Werbe-
rings und bat um Kompromissbereitschaft, damit der Weihnachtsmarkt weiterhin abgehalten 
werden kann. 
 
 

Beschluss: 
Ja: 12  Nein: 0   

 
Nach Sachvortrag und ausgiebiger Diskussion beschloss der Bau-, Werk- und Um-
weltausschuss einstimmig, in der heutigen Sitzung von einer Entscheidung abzuse-
hen und über den Antrag des Werberings in der Sitzung des Ferienausschusses am 
08.08.2017 zu beraten. 
Ferner wird die Verwaltung beauftragt, bis zur genannten Sitzung des Ferienaus-
schusses die aus der Mitte des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vorgebrachten 
Anregungen zu prüfen.  
 
 

Anwesend 11 
Frau Roswitha Singer, Vertretung für Ausschussmitglied Frau Christiane Goldschmitt-
Behmer, hat die Sitzung verlassen.  
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TOP 15 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Dritte Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Grafing-Schammach" zum Aus-
schluss von Anlagen für soziale Zwecke mit wohnähnlicher Nutzung; 
Planoffenlegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) und Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB); 
Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen und Satzungsbeschluss (§ 10 BauGB) 

 
Die am 24.07.2017 den Stadträten zur Verfügung gestellte Beschlussvorlage wurde vom 
Verwaltungsvertreter nochmals in Kürze erläutert.  
 
Verfahrensgang 
 

Der Stadtrat hat am 08.12.2015 die Aufstellung eines Bebauungsplans (§ 2 Abs. 1 BauGB) 
zu Änderung des Bebauungsplans ĂGewerbegebiet Grafing-Schammachñ f¿r den Ausschluss 
von Anlagen für soziale Zwecke mit wohnähnlicher Nutzung beschlossen. Der Aufstellungs-
beschluss vom 08.12.2015 wurde gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB i.V.m. Art. 27 Abs. 2, 26 
GO ortsüblich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Grafing b.M. vom 11.12.2015.  
 
Zur Sicherung der Planungsziele wurde ebenfalls mit Beschluss vom 08.12.2015 eine Sat-
zung ¿ber die Verªnderungssperre f¿r das Gebiet des Bebauungsplans ĂGewerbegebiet 
Grafing-Schammachñ erlassen. Die Satzung wurde gleichermaÇen im Amtsblatt der Stadt 
Grafing b.M. vom 11.12.2015 ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Am 24.03.2016 wurde von der Regierung von Oberbayern, nach § 214 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
zuständige Verwaltungsbehörde, die Absicht mitgeteilt, dass aufgrund der laufenden Bauan-
tragsverfahren für die Errichtung von Flüchtlingsunterkünften und des dringlichen Bedarfs 
eine Abweichung von den bauplanungsrechtlichen Vorschriften (hier: Veränderungssperre) 
vorgesehen ist (Anhörung). Aufgrund der dann eingetretenen Änderungen und dem Anmie-
tungsstopp durch den Freistaat Bayern wurde das Verfahren dann jedoch eingestellt.  
 
Zentraler Inhalt des Änderungsbebauungsplans ist die Ergänzung von artspezifischen Nut-
zungsausschlüssen. Bestimmte Arten von ansonsten allgemein zugelassenen Nutzungen 
(Beherbergungsbetriebe) werden gem. § 1 Abs. 6 BauNVO und einzelne nur ausnahmswei-
se zulässige Nutzungen (wohnähnliche Anlagen sozialer Zwecke) werden gemäß § 1 Abs. 7 
BauNVO künftig ausgeschlossen. Dazu wird die Festsetzung C. § 1 des Bebauungsplanes 
ĂGewerbegebiet Grafing-Schammachñ vom 16.12.1999 in der Fassung der 1. Änderung vom 
14.04.2015 wie folgt ergänzt:  
 
Nicht zulässig sind folgende Nutzungen:  
a)  Anlagen für soziale Zwecke (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) mit wohnähnlicher Nutzung (ins-

besondere Unterkünfte für Flüchtlinge und Asylbegehrende)  
b)  Beherbergungsbetriebe (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)  
 
Der Bebauungsplan ĂGewerbegebiet Grafing-Schammach Erweiterungñ vom 24.05.2017, 
dessen rªumlicher Geltungsbereich auch die o.g. Bebauungsplªne im Westen (Ă¦bergangs-
bereichñ) erfasst und als zuletzt erlassener Bebauungsplan die zeitlich vorausgegangenen 
Regelungen insoweit ersetzt (allgemeiner Rechtssatz im Normsetzungsrecht), trifft insoweit 
eine vollständig identische Regelung. 
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Aufgrund des Entwurfs des Änderungsbebauungsplans vom 06.12.2016 wurde die frühzeiti-
ge Bürgerbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) durchgeführt in der Zeit vom 30.01.2017ï
03.03.2017. Die Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte ortsüb-
lich im örtlichen Amtsblatt der Stadt Grafing b.M. vom 20.01.2017. Die Darlegung der Plan-
unterlagen erfolgte durch Unterrichtung in der Bauverwaltung und zusätzlich durch öffentli-
che Auslegung. Am 23.01.2017 erfolgte die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB. Die in den frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
eingegangenen Stellungnahmen wurden vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss am 
28.03.2017 geprüft und dann der Entwurf gebilligt und zur Auslegungen bestimmt.  
 
Die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) des Bebauungsplans nebst Begründung und 
Umweltbericht sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen, hat stattgefunden in der Zeit vom 06.06.2017 bis 07.07.2017. Ort und Zeit der öf-
fentlichen Auslegung wurde unter Beachtung der Wochenfrist am 26.05.2017 mit der the-
menartig zusammengefassten Benennung der vorliegenden Arten umweltbezogener Infor-
mationen ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Grafing b.M. bekanntgemacht.  
 
Um aufzuzeigen, dass das Planungsziel nicht etwa die Verhinderung bestimmter Ăungewoll-
terñ Nutzungen ist, sondern deren gesteuerte Umsetzung auf anderen, g¿nstiger geeigneten 
Flªchen, wurde parallel auch der Bebauungsplan ĂSondergebiet Bau- und Wertstoffhofñ an 
der Glonner Straße geändert. Dort wurde auf dem südlichen Teil der Fläche, die vorerst für 
den Bauhofbetreib nicht zwingend benötigt wird, übergangsweise (begrenzt auf die Dauer 
von 15 Jahren) die Errichtung von Unterkünften für Flüchtlinge und Asylbegehrende und 
auch von anerkannten Asylbewerbern und sonstigen Wohnungssuchenden zugelassen 
(Übergangswohnheim). Für diesen Änderungsbebauungsplan wurde der Satzungsbeschluss 
am 29.06.2017 gefasst; die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses und damit das In-
krafttreten erfolgt dann gleichzeitig mit dem gegenständlichen Bebauungsplan. Damit steht 
zeitgleich mit dem Nutzungsausschluss im ĂGewerbegebiet Grafing-Schammachñ auch ein 
sofort verfügbarer Standort für diesen Zweck zur Verfügung.  
 
Mit Inkrafttreten der Bebauungsplanänderung entfallen dann die Tatbestandsvoraussetzun-
gen für eine Befreiung (§ 246 Abs. 10 BauGB) für Unterkünfte der genannten Art. Mit dem 
gleichzeitigen Angebot eines verfügbaren Alternativstandortes wird ï neben der Planrechtfer-
tigung ï auch Vorsorge getroffen gegen eine mögliche Abweichungsentscheidung nach § 
246 Abs. 14 BauGB. Diese Regelung enthält einen generellen Abweichungsvorbehalt ge-
genüber den Vorschriften des Bauplanungsrechts und damit auch dem örtlichen Satzungs-
recht. Mit der gleichzeitigen Ausweisung eines alternativen Standortes und dessen sofortige 
Verfügbarkeit wird dieser Möglichkeit weitestgehend die Ermessensgrundlage entzogen.  
 
Im Rahmen der Planoffenlegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) sind keine abwägungsrelevanten 

Stellungnahmen eingegangen. 
 
Somit kann der Satzungsbeschluss gefasst werden, was gemäß Art. 32 Abs. 2 Nr. 2 GO 
i.V.m. § 2 Nr. 8, § 8 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, Abs. 2 der Geschäftsordnung des Stadtrates in 
die Zuständigkeit des Bau-, Werk- und Umweltausschusses als beschließender Ausschuss 
fällt.  
 
 

Beschluss: 
Ja: 11  Nein: 0   

 
Vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss wurde einstimmig folgender Verfahrensbe-
schluss gefasst: 
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2.1  Der Bebauungsplanentwurf zur 3.  nderung des Bebauungsplans ĂGewerbe-

gebiet Grafing-Schammachñ als Satzung (Ä 10 Abs. 1 BauGB) und die Begr¿n-
dung hierzu werden beschlossen (Satzungsbeschluss).  

 
2.2  Der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1, 3 BauGB 

ortsüblich bekannt zu machen. Der Bebauungsplan ist mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten und 
auf Verlangen ist über den Inhalt Auskunft zu geben. Die Hinweispflichten bei 
der Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 Satz 3, § 44 Abs. 5 und § 215 Abs. 2 
BauGB sind zu beachten.  

 
2.3 Der in Kraft getretene Bebauungsplan ist gemäß § 10a Abs. 2 BauGB mit der 

Begründung und der zusammenfassenden Erklärung ergänzend auch in das In-
ternet einzustellen und über ein zentrales Internetportal des Landes (sobald 
verfügbar) zugänglich zu machen.  

   
2.4  Es wird festgestellt, dass mit dem in Kraft treten des Bebauungsplans Ă3.  n-

derung des Bebauungsplans Gewerbegebiet Grafing-Schammachñ vom 
06.12.2016 gleichzeitig die Satzung über die Veränderungssperre für das Gebiet 
des Bebauungsplans ĂGewerbegebiet Grafing-Schammachñ auÇer Kraft tritt 
(vgl. § 17 Abs. 5 BauGB und die wiederholende Regelung in § 5 Abs. 3 der Ver-
änderungssperre vom 09.12.2015). Hierauf ist mit der Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses nach Nr. 2.2 hinzuweisen. 

 
  

 
 
TOP 16 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Erlass einer Entwicklungs- und Einbeziehungssatzung für die Siedlung "Neudichau"; 
Rücknahme des Antrags zur Einbeziehung der westlichen Teilflächen des Grundstücks 
Fl.Nr. 1393 der Gemarkung Straußdorf; 
Änderung des Satzungsentwurfes und des Auslegungsbeschlusses 

 
Von der Ersten Bürgermeisterin wurde darüber berichtet, dass auch in der heutigen Sitzung 
eine Beratung zum gegenständlichen Tagesordnungspunkt entfallen muss, da immer noch 
Klärungsbedarf mit den Eigentümern besteht.  
 
Die Sitzungsleiterin stellte im Anschluss den Antrag auf Absetzung des Tagesordnungspunk-
tes.  
 
 

zurückgestellt 
Ja: 11  Nein: 0   
 
Vom Bau-, Werk- und Umweltausschuss wurde einstimmig der Absetzung des Tages-
ordnungspunktes zugestimmt. 
 
 

Anwesend 12 
Frau Roswitha Singer, Vertretung für Ausschussmitglied Frau Christiane Goldschmitt-
Behmer, nahm an der Sitzung wieder teil. 
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TOP 17 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  
Antrag vom 19.06.2017 auf Erlass einer Klarstellungs- und Einbeziehungssatzung (§ 34 Abs. 
4 Nrn. 1, 3 BauGB) für die Grundstücke Fl.Nrn. 772 und 772/1 der Gemarkung Straußdorf  
(an der Attelstraße) 

 
Die Beschlussvorlage wurde am 25.07.2017 in das Gremieninfo eingestellt. Vom Verwal-
tungsvertreter wurde der Tagesordnungspunkt ausgeführt.  
 
1. Antragsinhalt 
 

Mit Antrag vom 19.06.2017 hat Herr Christian Fellinger, München, den Erlass einer Klarstel-
lungs- und Einbeziehungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nrn. 1, 3 BauGB beantragt zur Auswei-
sung von Wohnflächen auf dessen Grundstück Fl.Nr. 772/1 der Gemarkung Straußdorf und 
das westlich anschließende Grundstück Fl.Nr. 772 der Fa. ACR Immo KG, Seeon. Mit der 
Satzung soll Baurecht für die benannten Grundstücke geschaffen werden. Alternativ kann lt. 
Antrag die Bebaubarkeit nach dem bestehenden Bebauungsplan ĂStrauÇdorf Westñ durch 
Ausweitung desselben auf die genannten Grundstücke nach § 13b BauGB schnell und un-
kompliziert erfolgen.  
 
2. Chronologie 
 

Anfang der 1960er Jahre wurden in der Attelstraße von Straußdorf eine Vielzahl von Grund-
st¿cken parzelliert und als ĂBaugrundñ verªuÇert. Darunter auch die Grundst¿cke Fl.Nrn. 772 
und 772/1 unmittelbar im Bebauungsanschluss auf der Südseite der Attelstraße.  
 
Die damalige Gemeinde Straußdorf hat die Straßengrundabtretung gefordert und (nach Er-
klärung der Eigentümer) gegen Kostenübernahme auch die Verlegung der Trinkwasserlei-
tung vorgenommen. Die Gemeinde Straußdorf hat (Aufstellungsbeschluss 15.07.1971) da-
mals auch ein Bebauungsplanverfahren zur dortigen Baulandausweisung eingeleitet, das 
aber aufgrund erheblicher begründeter Einwendungen und mangels Genehmigungsfähigkeit 
dann eingestellt werden musste.  
 
Ungeachtet des fehlgeschlagenen Bauleitplanverfahrens wird seitdem von den verschiede-
nen Eigentümern beharrlich versucht, die Bebaubarkeit dieser Grundstücke zu erreichen. 
Beispielhaft für eine Vielzahl dortiger Grundstücke wird für die Fl.Nrn. 772/1 und 772 die bis-
herige Vorgehensweise stark verkürzt aufgezeigt:  
 
Nach dem 1971 eingeleiteten und dann gescheiterten Bebauungsplanverfahren der Ge-
meinde Straußdorf wurde 1978 ein Vorbescheid für eine Wohnbebauung beantragt. Hier 
wurde auf die Bindungswirkung der Bodenverkehrsgenehmigung aus dem Jahre 1964 ver-
wiesen, die beim Erwerb erteilt wurde (zur damaligen Zeit noch notwendige Teilungsgeneh-
migung). Die Gemeinde Straußdorf hat 1978 das gemeindliche Einvernehmen zum Vorbe-
scheid erteilt. Vom Landratsamt Ebersberg wurde die Erteilung des Vorbescheids wegen 
Unzulässigkeit der beantragten 2 Einfamilienhäuser abgelehnt. Die Regierung von Oberbay-
ern hat den entsprechenden Widerspruch im Jahr 1979 zurückgewiesen. Die daraufhin er-
hobene Verpflichtungsklage wurde vom VG München dann am 12.03.1980 zurückgewiesen. 
Zum einen war die Bindungswirkung der (damals notwendigen) Teilungsgenehmigung erlo-
schen. Zum anderen ist das Vorhaben aufgrund der Außenbereichslage gemäß § 35 BauGB 
unzulässig.  
 
 
 
 



34. Sitzung des Bau-, Werk- und Umweltausschusses vom 27.07.2017 - öffentlich - Seite 35 von 50 
 
Anlässlich der Erstaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Grafing b.M. wurde 
dann auch 1981 und in den Folgejahren (3. Änderung, 1986) die Darstellung der Grundstü-
cke als Baufläche gefordert. Der Stadtrat hat diese Einwendungen aber aus nachvollziehba-
ren ortsplanerischen Gründen zurückgewiesen, insbesondere wegen der städtebaulich zu 
missbilligenden spornartigen Siedlungsentwicklung. Anzumerken ist, dass auch für den da-
mals teilweise schon bebauten Bereich an der Moosstraße aus diesem Grund der städtebau-
lichen Fehlentwicklung die Darstellung als Baufläche verweigert werden musste; eine Erwei-
terung dieser zu missbilligenden Siedlungsform galt es zu unterbinden.  
 
Die unterschiedlichen Eigentümer haben auch über Petitionen an den Bayerischen Landtag, 
Eingaben an Ministerpräsidenten und den Bundespräsidenten sowie durch eine Vielzahl von 
Anwaltskanzleien, versucht, die Bebaubarkeit zu erreichen bzw. die Stadt Grafing zu einer 
Baulandausweisung zu bewegen. Besonders zu erwähnen ist dabei, dass sich das Bayeri-
sche Staatsministerium des Inneren 1986 sehr ausführlich zu dem Vorgang geäußert und die 
Richtigkeit der behördlichen Entscheidungen bestätigt hat.  
 
Aufgrund der ständig wiederholenden Anträge hat der Stadtrat dann am 06.02.1996 erklärt, 
dass eine weitere Bebauung entlang der Attelstraße zu einer unerwünschten städtebaulichen 
Fehlentwicklung führt und weiterhin abzulehnen ist. Der Stadtrat hat auch beschlossen, dass 
künftige Anträge in diesem Bereich auf dem Verwaltungswege zu erledigen sind und keine 
erneute Befassung des Gremiums zu erfolgen hat.  
 
In diesem Zusammenhang wurde auch an den Antrag auf Erlass einer Einbeziehungssat-
zung an der Moosstraße (Errichtung eines weiteren Einfamilienhauses) im Jahr 2010 erin-
nert. Auch dort hat der Stadtrat das Satzungsverfahren verweigern müssen, da eine Erweite-
rung der dort ebenfalls entstehenden bandartigen Siedlungsentwicklung mit den Anforderun-
gen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung (Tatbestandsvoraussetzung der Ermäch-
tigungsnorm des § 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 BauGB) nicht in Übereinstimmung steht. Be-
schlussinhalt war auch damals, dass eine andere Entscheidung nur bei einer grundle-
genden Neuausrichtung der städtebaulichen Entwicklungsziele in Straußdorf denkbar 
ist, über die aber erst im Rahmen einer späteren Gesamtfortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes entschieden wird (Stadtrat vom 21.09.2010). 
 
Nachdem sich an der städtebaulichen Situation, den gesetzlichen Anforderungen und der 
ortsplanerischen Beurteilung seither nichts geªndert hat, wird das ĂDorferneuerungsverfah-
renñ (!) jetzt von vielen ĂBauwilligenñ als Anlass gesehen oder als Grund vorgegeben, um 
Forderungen nach Rechtsänderungen einzubringen. Ungeachtet dessen, dass die Dorfer-
neuerung ganz anderen (und sogar gegenläufigen) Zielsetzungen dienen soll (DorfR: Be-
wusstsein für dörfliche Lebenskultur zu vertiefen, Innenentwicklung zu fördern, eigenständi-
gen Charakter der ländlichen Siedlungen zu wahren), sieht mancher darin ein Surrogat zur 
Bauleitplanung. Das soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass entsprechende Begehr-
lichkeiten und Probleme in gleicher Weise nicht nur in Straußdorf sondern in allen anderen 
dörflichen Ortschaften bestehen, auch wenn dort kein ĂDorferneuerungsverfahrenñ sattfindet.  
 
3. Rechtliche und ortsplanerische Beurteilung 
 
Hinsichtlich der förmlichen Anforderungen ist festzustellen, dass der Anwendungsbereich 
einer Klarstellungssatzung hier nicht vorliegt. Die Bereichszuordnung der betroffenen Grund-
st¿cke ist eindeutig (AuÇenbereich), weshalb es keiner ĂKlarstellungñ bedarf bzw. diese wir-
kungslos ist, zumal dieser Satzung auch nur deklaratorische Wirkung zukommt.  
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Die daneben beantragte Einbeziehungssatzung ist zwar dem Grunde nach geeignet, einzel-
ne AuÇenbereichsflªchen einzubeziehen und schlieÇt auch Ănasenartigeñ Erweiterungen (im 
Gegensatz zu den fr¿heren ĂOrtsabrundungssatzungenñ) nicht mehr aus. Es d¿rfte aber 
durchaus zweifelhaft sein, ob für die betroffenen Grundstücke die erforderliche Prägungswir-
kung des bebauten Bereiches in räumlicher und inhaltlicher Weise vorliegt. Diese Prägungs-
wirkung muss den ĂPlanersatzñ gewªhrleisten, also die ausreichende stªdtebauliche Steue-
rung des durch die Einbeziehung in den Innenbereich ausgelösten Einfügungsgebotes.  
 
Für eine Bebauung der betroffenen Grundstücke besteht jedoch ein unbedingtes Planungs-
erfordernis durch Bauleitplanung. Eine ausreichende städtebauliche Ordnung und Konflikt-
bewältigung ist dort nur mit dem Regelwerk eines Bebauungsplanes zu erreichen. Der Erlass 
der beantragten städtebaulichen Satzungen ist schon aufgrund des hier bestehenden Pla-
nungserfordernisses nicht möglich und mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
damit nicht vereinbar (BayVGH vom 01.09.2008, BVerwG 13.03.2003). 
 
Ob angesichts der ortsplanerischen Tragweite gerade das erleichterte Bebauungsplanver-
fahren (befristet bis 31.12.2021) nach § 13b BauGB der richtige Weg wäre, kann an dieser 
Stelle noch offen gelassen werden. Jedenfalls die Ăunkomplizierte Ergªnzungñ des Bebau-
ungsplanes ĂStrauÇdorf ï westlich der Grafinger- / AÇlinger StraÇeñ scheidet von vornherein 
aus. Es handelt sich dort nur um einen einfachen Bebauungsplan (§ 30 Abs. 3 BauGB).  
 
So sind es schließlich nicht die förmlichen Voraussetzungen, die gegen die beantragte Bau-
landausweisung mittels Aufstellung eines Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 3 BauGB) sprechen, 
sondern vielmehr und weiterhin unverändert ortsplanerische Gründe.  
 
So dürfte es außer Frage stehen, dass eine Erweiterung der spornartig in die Landschaft 
hinausgreifenden Bebauung in der Attelstraße (gleiches gilt für die Moosstraße) mit einer 
geordneten Siedlungsentwicklung nicht vereinbar ist, damit auch den Zielen der Bauleitpla-
nung (vgl. § 1 Abs. 3 BauGB) widerspricht und gegen die Grundsätze der Raumordnung und 
Landesplanung verstößt (vgl. G 3.3 LEP 2013). Nichts anderes würde übrigens ausdrücklich 
auch für die städtebaulichen Satzungen (§ 34 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) gelten.  
 
Eine nach objektiven ortsplanerischen Maßstäben begründete Bauleitplanung kann nicht an 
beliebiger Stelle ansetzen (Gefälligkeitsplanung). Gesetzlicher Maßstab ist eine nachhaltige 
und geordnete Ortsplanung. Diese setzt auch in Straußdorf (wie in allen anderen Ortschaften 
und in den Hauptorten) eine ganzheitliche Betrachtung voraus. Das ist Aufgabe des Flä-
chennutzungsplanes ï als vorbereitender Bauleitplan für die Gesamtkoordination der Sied-
lungstätigkeit einer Gemeinde (oder zumindest eines gesamten Ortes). In diesem Zusam-
menhang darf aber nicht unerwähnt bleiben, dass bei einer objektiven ortsplanerischen Beur-
teilung der auffällige Siedlungsrücksprung im Osten von Straußdorf (zwischen der Blumen-
straße und Am Hang) für eine Siedlungserweiterung in Straußdorf sehr viel besser geeignet 
ist als der hier betroffene westliche Ortsrand, auch wegen seiner Auswirkungen auf das sen-
siblere Landschaftsbild.  
 
Jedenfalls ohne Neuausrichtung der ortsplanerischen Ziele insgesamt für das Gemeindege-
biet Grafing oder zumindest für den gesamten Ort Straußdorf ist die beantragte (räumlich 
isolierte) Siedlungserweiterung im ĂTeilraum AttelstraÇeñ nicht mit einer vern¿nftigen Orts-
planung vereinbar. Eine Bebauung an der Attelstraße kann nur einhergehen mit einer groß-
flächigeren Entwicklung am gesamten westlichen Ortsrand. Erst wenn diese Siedlungsent-
wicklung an die vorgelagerten Grundstücke an der Attelstraße heranreicht, können auch die-
se Flächen einbezogen werden.  
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Eine mögliche Baulandausweisung kann aufgrund der Gegebenheiten also nicht auf die an-
tragsgegenständlichen Grundstücke reduziert werden, sondern würde eine weitreichende 
Siedlungsentwicklung von Straußdorf voraussetzen bzw. auslösen. Diese Wirkung und die 
damit einhergehenden Aufgaben und Konflikte müssen bedacht werden. Das gilt zuvorderst 
schon für die dafür notwendige Erschließung, also den bei einer weitergehenden baulichen 
Entwicklung unverzichtbaren Bau neuer Siedlungsstraße. Allzu schnell würde bei einer part i-
ellen Entwicklung sonst eine Situation entstehen, die einer nachhaltigen Lösung dauerhaft im 
Wege steht.  
 
Die Entscheidung über die beantragte Baulandausweisung verlangt also ein städtebauliches 
Gesamtkonzept. Möglichst sollte sogar die langfristige Gesamtentwicklung des Ortes unter-
sucht werden ï einfach gesagt: Wieviel Siedlungsentwicklung ist verträglich für Straußdorf 
und an welcher Stelle? Diese Aufgabe hat der Flächennutzungsplanes (oder ggf. eine infor-
melle Entwicklungsplanung) als vorbereitender Bauleitplan zu leisten.  
Erst in einem zweiten Schritt könnte ggf. eine Siedlungsentwicklung an den Ortsrändern in 
Teilabschnitten gerechtfertigt werden.  
 
Auch die Diskussionen im Rahmen der Dorferneuerung Straußdorf haben gezeigt, dass eine 
Siedlungsentwicklung größeren Umfangs in der Dorfgemeinschaft nicht unumstritten ist. Um-
so wichtiger ist weiterhin ein behutsames Vorgehen in Form einer schrittweisen und organi-
schen Siedlungsentwicklung auf der Grundlage eines ortsplanerisch durchdachten Gesamt-
planes.  
 
Die beantragte Bebauung an der Attelstraße wird diesen ortsplanerischen Anforderungen 
also nicht gerecht. Selbst wenn sich in einem Flächennutzungsplanverfahren die Eignung 
des westlichen Ortsrandes für eine weitläufige Siedlungsentwicklung eignen würde, müsse 
zuvorderst ein schrittweises hinauswachsen der Bebauung abgewartet werden, bis an dieser 
vorgelagerten Stelle dann Bauland ausgewiesen werden kann.  
 
 

Beschluss vorberaten: 
Ja: 12  Nein: 0   
 
Nach Sachvortrag beschloss der Bau-, Werk- und Umweltausschuss einstimmig, dem 
Stadtrat folgende Beschlussfassung zu empfehlen: 
Eine isolierte Baulandausweisung für den Teilraum Straußdorf/Attelstraße wird aus 
städtebaulichen Gründen weiterhin abgelehnt. Planmäßige Siedlungserweiterungen in 
Straußdorf setzten eine ganzheitliche Planungsentscheidung voraus, die ï auch abge-
stimmt mit der Gesamtheit aller geeigneten Siedlungsorte im Gemeindegebiet ï an-
lässlich einer späteren Neuaufstellung/Gesamtfortschreibung des Flächennutzungs-
planes zu treffen sind.  
 
Der Antrag vom 19.06.2017 auf Erlass städtebaulicher Satzungen oder der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes für die Wohnbaulandausweisung auf den Grundstücken 
Fl.Nrn. 772/1 und 772 der Gemarkung Straußdorf wird abgelehnt. 

 
  

 
 
TOP 18 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Antrag vom 26.06.2017 zur Aufstellung eines (qualifizierten) Bebauungsplanes (§ 30 Abs. 1 
BauGB) für die südliche Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 306 der Gemarkung Grafing (an 
der Gustl-Waldau-Straße) 

 
Die Beschlussvorlage lag den Stadtratsmitgliedern vor. Vom Verwaltungsvertreter wurde der 
Tagesordnungspunkt ausgeführt.  
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1. Antrag/Planungssituation 
 
Mit Antrag vom 26.06.2017 hat Herr Emmerich Adam, Grafing b.M., die Aufstellung eines 
Bebauungsplans für den südlichen Teil der Grundstücke Fl.Nr. 306 der Gemarkung Grafing 
beantragt. Ziel ist die Schaffung der Zulässigkeitsvoraussetzung für eine Wohnbebauung mit 
2 Wohnhäusern.  
 
Die gegenständliche Fläche liegt im planungsrechtlichen Außenbereich. Eine Bebauung 
kann nur mit Aufstellung eines Bebauungsplans geschaffen werden.  
 
Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan vom 14.08.1986 als Allgemeines Wohngebiet 
dargestellt. Das Entwicklungsgebot § 8 Abs. 2 BauGB ist beachtet (vgl. Anlage).  
 
Die unterschiedlichen Eigentumsverhältnisse haben die dortige Baulandentwicklung er-
schwert und verlangten die stufenweise Aufstellung von Bebauungsplänen. Eine weitere 
Schwierigkeit der dortigen Siedlungsentwicklung ist das unmittelbare Nebeneinander von 
Wohngebieten (Allgemeine Wohngebiete und südlich dann Reine Wohngebiete) und von 
gewerblichen Bauflächen. Um eine aufeinander abgestimmte (insbesondere auch zwischen 
Wohnen und Gewerbe) und ganzheitliche Siedlungsentwicklung sicherzustellen, wurde im 
Jahr 1991 für das gesamte Gebiet zwischen der Bernauerstraße und der Münchener Straße 
eine informelle Entwicklungsplanung durchgeführt, um eine Grundlage (Gesamtplan) für eine 
abschnittsweise Bebauungsplanung zu schaffen.  
Der Stadtrat hat am 02.12.1997 das Strukturkonzept vom März 1992 wieder aufgegriffen und 
als städtebauliches Gesamtkonzept für den dortigen Teilraum bestimmt. Hierbei handelt es 
sich um ein informelles Entwicklungskonzept (Strukturplanung), welches gemäß § 1 Abs. 6 
Nr. 11 BauGB bei künftigen Abwägungsentscheidungen zu berücksichtigen ist.  
 
Für den westlichen Teilbereich wurde daraufhin der Bebauungsplan ĂGustl-Waldau-Straße 
BA1ñ vom 09.10.1998 aufgestellt. Der Bebauungsplan ĂGustl-Waldau-StraÇe (BA1)ñ und 
das Strukturkonzept sind auf der nachfolgenden Abbildung 1 ersichtlich.  

 
Mit dem Bebauungsplan ĂSondergebiet Bau- und Gartenmarktñ vom 04.07.2006 wurde 
dann die Nachfolgenutzung für das angrenzende Betriebsgelände Lentner geregelt. Eine 
Realisierung scheiterte dann aus privaten Gründen.  
 
Nach Eigentümerwechsel wurde dann die die Ausweisung für ein Fachmarktzentrum von der 
Stadt abgelehnt und eine Nachfolgenutzung für gewerbliche Zwecke vorbereitet. Mit dem 
Bebauungsplan ĂGewerbegebiet Nºrdliche M¿nchener StraÇeñ vom 11.03.2009 erfolgte 

dann die entsprechende Ausweisung f¿r das fr¿here ĂLentner-Betriebsgelªndeñ sowie deren 
Erweiterung um eine Parkplatzfläche. Der Planteil ist in der Abbildung 2 ersichtlich.  
 
Mit dem 2. Bauabschnitt folgte dann am 12.10.2012 der nªchste Planungsabschnitt (ĂGustl-
Waldau-StraÇe BA2ñ). Der Bebauungsplan ĂGustl-Waldau-Straße (BA2)ñ ist für den Plan-

teil aus der Abbildung 3 ersichtlich.  
Bereits anlässlich der Bebauungsplanänderung für den 2. Bauabschnitt an der Gustl-
Waldau-Straße in den Jahren 2011/2012 wurde mit Schreiben vom 08.11.2011 die Erweite-
rung des Planungsgebietes auf die Fl.Nr. 306 beantragt. Aus privaten Gründen wurde aber 
der Antrag dann wieder zurückgenommen.  
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Abbildung 1: 
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Abbildung 2:  
 

 
 
 


